
Stenographischer Bericht

über die

Verhandlungen
des

62. Meinischen Urovinziallandtags
im Ständeyause zu Msfsl'dorf

am 14. März 1922.

««»»>

Druck von L. V°ß «^ Co. Hofbuchdruckerei m Düsseldorf,





Stenographischer Bericht

über die

Verhandlungen

des

62. MHeinischen Urovinziallandtags
im Ständeyause zu Düsseldorf

am 14. März 1922.

Druck von L. Voß K Co. Hofbuchdruckerci in Düsseldorf.



2.^



Inhaltsverzeichnis.

Seite
1. Sitzung am 14. März 1922 . . . 1—10

Eröffnung des Provinziallandtages .... 1
Staatskommissar, Oberpräsident der Rhein-

Provinz von Groote ....... 1
AltersvorsitzenderDr. Olbertz .....1—3
Mönnig ...........2, 3
Gerlach ........... 2
Vorsitzender Dr. Iarres...... 3

Geschäftliche Mitteilungen ....... 3—5
Vorsitzender Dr. Iarres......3—5

Eingänge ............ll, 0
Antrag der Fraktion der UnabhängigenSozial-

demokratischenPartei, betreffend Zurverfü¬
gungstellung von Kopfkissenan die Haus-
schwangeren der Hebammenlehranstalt in
Elberfeld ...........»

(Der Antrag wurde zurückgezogen).... »
Antrag derselben Fraktion, betreffend Stellung¬

nahme zur Amtsenthebung von Probinzial-
ausschußmitgliedern ........ 5

Antrag derselben Fraktion, betreffenddie Fest¬
setzungder Pflegesätzeund Spezialkostenin
den Provinzial-Heil- und Pflegeanstaltenund

. . .»,!«, 14
Antrag des AbgeordnetenSimon-Bitburg, be¬

treffend Aenderungder Viehseuchen-Entschädi¬
gungssatzungbezw. Entschädigungvon Land¬
wirten in Stocken: für gefalleneTiere . . 5

(Der Antrag wurde zurückgezogen).... 5
Antrag der Fraktion der KommunistischenPartei,

betreffend «.) die Abschaffung des jetzigen
Klassensystemsin den Provinzial-Pflegean.
stalten und d) die Koslenbeitragspflichtder
Angehörigenvon Kranken ......5,tl,l2

Antrag der Fraktion der Sozialdemokratischen
Partei, betreffend Vorlage einer Nachweisung
über den Stand der Dienstwohnungen der
Provinz ...........«,22

Antrag der Fraktion der KommunistischenPartei,
betreffend Aufhebungdes gegen das Mitglied

Seite

des PiovinzialausschussesKnab eingeleiteten
Disziplinarverfahrens .......«

Vorsitzender Dr. Iarres......5, 7, 9
Hoffmann ..........6—9
Lüchem ...........6, 8, 9
Haas ...........6, ?, 9
Koch ........... 7
Münnig...........?, 9
Dr. Wesenfeld ......... 8

Antrag der Fraktion der Kommunistifchen Partei,
betreffendUebernahme der durch eine Frat-
tionssitzung entstandenen Kosten auf die Pro-
vinzialverwaltung ......... »

VorsitzenderDr. Iarres ......9, 10
Lüchem ........... 9

Gefchäftliche Mitteilungen ....... 10

2. Sitzung am 14. März 1922 ...
Tagesordnung ..........!1
Bericht und Antrag des Provinzialausfchusses,

betreffend die Festsetzungder Pstegesätzein
den Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten und
die Festsetzungder von den Unterstützungs-
pflichtigenArmenverbändendem Landarmen-
verbandeauf Grund der Gefetze vom 11. Juli
1891 und 6. Mai 1920 zu erstattendenSpe¬
zialkosten ...........l»-l»

Landesrat Dr. Horion......11, 15
Iansen-Lammersdorf ....... 13
Orlopp ........... 14
Theißen ........... 16
Haas ........... 1?
Heuser ......-..... 18

3. Sitzung am 14. März 1922 ...
Tagesordnung ..........!9
Eingänge ............ 1s
Mitteilung des AbgeordnetenDr. Graf Adel-

mllnn von Adelmannsfelden,daß er sein Amt
als stellvertretendesMitglied des Provinzial-
ausschusses niederlegt ....... ^9



IV 62. RheinischerProvinziallandtag, Inhaltsverzeichnis.

Seite
Petitionen von Beamtenorganisationen und

Beamten zu der vom Provinzialausschuß
vorgenommenenallgemeinenNeuregelung der
Besoldungsverhältnisse ....... 1»

Eingabe des Dekans Steem-Marienberg, be¬
treffend Besoldungsverhältnisse .... 19

Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die
Wahl des Landeshauptmanns . . , . 19, 20

Dr, Adenauer ........ 19
VorsitzenderDr. Iarres..... 19
Dr. Wesenfeld ......... 19
Hoffmann ...........19
Landeshauptmann Dr. Horion ... 20

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffenddie Wahl zweier Landesriite . . 20, 2t

Dr. Adenauer ........ 20
Haas ........... 21

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Vornahme der Wahl von Mit- .
gliedern und stellvertretenden Mitgliedern des
Provinzialausschusses ....... 21, 22

Dr. Adenauer ........ 21
Vorsitzender Dr. Iarres.....21, 22
Dr. Wesenfeld ........ 21
Münnig .......... 22
Haas ........... 22

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Vornahme der Wahl des stell¬
vertretenden Vorsitzenden des Provinzial¬
ausschusses .......... 22

vi-. Adenauer ........ 22
Haas ........... 22

Seite
a) Bericht und Antrag des Provinzialaus¬

schusses,betreffend die Bereitstellungeines
Betrages von 3 600000 Mark zur
Gewährung von Arbeitgeber-Zuschüssen
zum Bau von Wohnungen für Beamte
und Angestellte der Provinzialverwaltung,

b) Antrag der Sozialdemokratischen Fraktion,
betreffend Vorlage einer Nachweisung über
den Stand der Dienstwohnungen der
Provinz und Zuziehung der Betriebsräte
und Beamtenausschüssezu den von der
Verwaltung zu machendenbezüglichenFest¬
stellungensowie
Abänderungsantrag der Ientrumsfraktion
hierzu.

o) Antrag der Zentrumsfraktion, betreffend
Bereitstellung weiterer Mittel zum Bau
von Wohnungen für Beamte und Ange¬
stellte an den Provinzialanstalten . , 22—3«

Landesbaurat Baltzer .....23, 29
Iansen-Köln ......... 25
Wühler ......... 26
Hoff .......... 27
Schwer-Essen ....... 30
Frau Becker ........ 32
Vorsitzender Dr. Iarres . . . . 33, 35
Dr. Adenauer ....... 34

Schluß des Provinzillllandtages ..... 36
Oberpräsidentder Rheinprovinzvon Groote 36
Esser-Euslirchen ........ 36
Vorsitzender Or. Iarres ..... 36



62, RheinischerProvinziallandtag. Verzeichnisder Redner.

Verzeichnis der Fledner.

1. Staatskommissar:
Ober-Präsident der Rheinprovinz, Exzellenz v. Groote.....

2. Landeshauptmann und Beamte der Provinzialverwaltung:
Landeshauptmann Dr. Horion.............
Landesbaurat Baltzer .................

3. Mitglieder des Provinziallandtages:
Dr. Adenauer, Konrad, Oberbürgermeisterzu Köln ......
Frau Becker, Elisabeth zu Düsseldorf ...........
Esser, Thomas, Genossenschaftsleiter zu Euskirchen .......
Gerlach. Paul, Schriftleiter zu Düsseldorf .........
Haas, August, Beigeordneter zu Köln ...........
He user, Benedikt, Rittergutsbesitzerzu Haus Dürfental b. Zülpich, Kreis

Euskirchen ..................
Hoff, Fritz, Kaufmann und Geschäftsführerzu Köln.......
Hoffmann, Oskar, Redakteur zu Elberfeld..........
Iansen, Karl, Gewerkschaftssetretärzu Küln-Bickendorf......
Iansen, Nikolaus, Pfarrer zu Lammersdorf, Kreis Monschau ....
Dr. Iarres, Karl, Oberbürgermeisterzu Duisburg.......

Koch, Wilhelm. Beigeordneterzu Remscheid .........
Lüchem. Anton, Schuhmachermeisterzu Höhscheid ........
Mönnig, Hugo, Rechtsllnwalt, Iustizrat zu Köln.......
vr Olbertz, Peter Josef. Geheimer Sanitätsrat zu Bonn ....
Orlopp, Insef, Gewerkschaftsangestellter zu Essen ........
Ichröer, Hermann, Bergmann zu Essen..........
Theißen, Karl, Oberstadtsekretärzu Essen ..........
vr. Wesenfeld, Paul, Rechtsanwalt. Iustizrat zu Barmen . . . .
Wöhler, Max, Architektzu Düseldorf...........

Veite:

1. 36.

11, 15. 20.
23. 29.

19, 20, 21, 22,
32.

34.

6. ?. 9.

36.
2.
17, 21, 22.

18.
27.

6, ?. 8, 9, 19.
25.
13.

3, 7, 9, 10, 18, 19. 21,
22, 33, 35. 36.

7.
6, 8. 9.

2, 3, 7, 9. 22.
1. 2, 3.

14.
30.
16.

8. 19, 21.
26.



AlphabetischesSachregister.

A.
Abgeordnete, Festellung der bei der Ta¬

gung anwesenden .......
— am Erscheinen verhinderte ....
— ausgeschiedene ........
— neueingetretene ........

vr. Gras Adelmann v. Adelmanns-
selde«, Abgeordneter, Niederlegung
des Amtes als stellvertretendes Mit¬
glied des Provinzialausschusses. . .

Altersvorsih, Uebernahme durch den Ab¬
geordneten Dr. Olbertz.....

Amtsenthebung von Prouinzialausschuß-
mitgliedern, Stellungnahme hierzu

Andres-Kreuznach, Abgeordneter, dessen
Wahl zuni stellvertretenden Mitglied
des Provinzialausschusses ....

Arbeitgeberznschüfse zum Nau von Woh¬
nungen für Beamte und Angestellte,
Gewährung von solchen .....

Armenpflegetosten, deren Festsetzung .

V.
Na« von Wohnungen für Beamte und

Angestellte, Gewährung von Arbeit¬
geberzuschüssen ........

Vautnecht, Abgeordneter, dessen Wahl
zum Mitglied des Provinzialausschusses

— dessen Wahl zum stellvertretenden Vor¬
sitzenden des Provinzialausschusses

Veamtenausschnsse, deren Zuziehung zu
den zu machenden Feststellungen über
den Stand der Dienstwohnungen der
Provinz..........

Veamtenorganisationen, Eingaben, be¬
treffend Neuregelung der Besoldungs¬
verhältnisse .........

Seite

2
4, 19

4
4

19

1

5. 6

21

22
11

22

21

22

6, 23

19

Veitragspflicht der Angehörigen von
Kranken zu den Wegekosten in den
Provinzialanstalten.......

Nefoldungsverhältnifse bei der Pro-
uinzialverwaltung, Eingaben von Be-
amtenorganisationen und des Dekans
Steem-Marienberg hierzu ....

Vetriebsräte, deren Zuziehung zu den
zu machenden Feststellungen über den
Stand derDienslwohnungen der Provinz

2).
Dekan Hteem«Marienberg, Eingabe,

betreffend Besoldungsuerhältnisse . .
Dienstwohnungen der Provinz, Vorlage

einer Uebersicht über deren Stand und
Zuziehung der Betriebsräte und Ve-
amtenllusschüsse zu den von der Ver¬
waltung zu machenden Feststellungen .

Disziplinarverfahren gegen das Mitglied
des Provinzialausschusses Knab . .

G.
Glfes, Abgeordneter, dessen Wahl zum

Schriftführer des Provinziallandtages
Entschädigung von Landwirten in Stockem

für gefallene Tiere......
Eröffnung des Provinziallandtages . .

F.
Frattionssitzung der Kommunistischen

Partei, Uebernahme der entstandenen
Kosten auf die Prouinzialuerwaltung .

Gerlach, Schriftleiter, dessen Wahl zum
Landesrat ..........

Seite

5. 14—18

19

6, 23

19

S. 23

6

21



62, RheinischerProvinzillllandtag, AlphabetischesSachregister, VII

H.
Hau«, Abgeordneter, dessen Wahl zum

Schriftführer des Provinziallandtages
Hansschwangere der tzebammenlehr-

anstalt zu Elberfeld, Zurverfügung¬
stellung von Kopfkissenan dieselben .

Heil, und Pflegeanstalten, Festsetzung
der Pflegesätze ........

— Abschaffung des Klassensystems in den¬
selben .......... .

I>r. Horion, Landest»!, dessen Wahl zum
Landeshauptmann ......

Hueck, Abgeordneter, Mitteilung von dessen
Tod ...........

I.
I»r. Iarres, Abgeordneter, dessen Wahl

zum Vorsitzenden des Provinzialland-
tages ...........

K.
Klassensystem in den Prouinzialanstalten,

dessen Abschaffung .......
Klinckmüller, Abgeordneter, dessen Aus¬

tritt aus der Fraktion der Kommu¬
nistischen Partei ........

Knav, Abgeordneter, wie vor ... .
— Mitglied des Provinzialausschusses,

betr. das gegen denselben eingeleitete
Disziplinarverfahren......

Kommunistische Partei, Uebernahme
der durch eine Fraktionssitzung ent¬
standenen Kosten auf die Prouinzial-
verwaltung.........

Kostenbeitragspflicht der Angehörigen
von Kranken in den Prouinzialanstalten

Krnppelheilanftalt, Festsetzung der
Pflegesätze......

K.
Landeshauptmann, dessen Wahl . .
Landesräte, Wahl von solchen....
Landwirte in Stocken,, Entschädigung von

solchen für gefallene Tiere ....
Lensing, Abgeordneter, dessen Wahl zum

stellvertretenden Vorsitzenden des Pro-
vinziallandtages........

Seite

4

5, 11

b, 12

19

4

5. 12, 13

9

ü, 14

5, 11

19
20

M.
Melich, Abgeordneter, dessen Austritt aus-

der Fraktion der KommunistischenPartei

Mitglieder des Provinziallandtages, aus¬
geschiedene .........

— neueingetretene ........
— am Erscheinen verhinderte ....
— des Provinzialausschusses, Stellung¬

nahme zur Amtsenthebung von solchen
— und stellvertretende Mitglieder des Pro¬

vinzialausschusses, Wahl von solchen .

O.
vr. Dlvertz, Abgeordneter, übernimmt

den Altersvorsitz.......

Drtsd«legierter der Besatzungvon Düssel¬
dorf, Genehmigung der Tagung des
Provinziallandtages durch denfelben .

P.
Pattberg, Abgeordneter, dessen Wahl zum

Mitglied das Provinzialausschusses .
Petitionen von Veamtenorganisationen

und Beamten zu der Neuregelung der
Vesoldungsveihältnisse .....

Pflegeanstalten, Abschaffungdes Klassen¬
systems in denselben ......

Pflegesätze in den Prouinzial-Heil- und
Pflegeanstalten und der Krüppelheil-
anstalt ...........

ProvinzialansschUfl, Niederlegung des
Amtes als stellvertretendes Mitglied
durch den Abgeordneten Dr. Graf Adel-
mllnn von Ndelmannsfelden . . .

— Stellungnahme zur Amtsenthebung von
Mitgliedern desselben......

— Wahl des Abgeordneten Naulnecht zum
stellvertretenden Vorsitzenden . . ,

— Wahl von Mitgliedern und stellvertreten¬
den Mitgliedern .......

Provinzialausschußmitglied Knab,
betreffend das gegen denselben ein¬
geleitete Disziplinarverfahren . . .

Veite

4
4

4, 19

5

21

21

19

5. 12. 13

5. 11

19

5, 6

22

21



VIII 62. RheinischerProvinziallandtag, AlphabetischesSachregister,

Provinziallandtag, dessen Eröffnung ,
— dessen Beschlußfähigkeit .....
— Wahl des Votsitzenden .....
— Wahl der stellvertretenden Vorsitzenden
— Wahl der Schriftführer.....
— Genehmigung der Tagung durch den

Ortsdelegierten der Besatzung
Düsseldorf.....

— ausgeschiedene Mitglieder
— neueingetretene Mitglieder
— am Erscheinen verhinderte
— Schluß ......

von

S.
Dr. Saaßen, Abgeordneter, dessen Wahl

zum stellvertretenden Mitglied des Pro«
vinzialausschusses .......

Sch.
des Provinziallandtages,Schriftführer

deren Wahl.........
Schluß des Provinziallandtages . . .

St.
von Stedma«, dessen Wahl zum Schrift¬

führer des Provinziallandtages . .
Steen», Dekan zu Marienberg, Eingabe,

betreffend Nesoldungsuerhältnisse . .
Stellvertretende Vorfitzende des Pro¬

vinziallandtages, deren Wahl . . .
Stellvertretender Vorfitzender des Pro-

uinzialausfchusses, dessen Wahl . . .

u.
NUenbaun», Abgeordneter, dessen Wahl

zum stellvertretenden Vorsitzenden des
Provinziallandtages......

Seite

3
4
4

4. 19
36

21

2
36

3

19

2

22

Seite

V.
Viehseuchenentschädigungssatznng,

deren Abänderung .......

Vorsitzender des Provinziallandtages,
dessen Wahl .........

Vorfitzende, stellvertretende,des Provinzial«
landtllges, deren Wahl.....

Vorfitzender, stellvertretender, des Pro-
vinzialausschusses, dessen Wahl . . .

W.
Wahl des Vorsitzenden des Provinzial¬

landtages ..........

— der stellvertretenden Vorsitzenden des
Provinziallandtages......

— der Schriftführer des Provinzialland¬
tages .......... .

— des Landesrats Dr. Horion zum Landes¬
hauptmann .........

— von Landesräten.......

— von Mitgliedern und stelluertreienden
Mitgliedern des Provinzialausfchufses

Wetters, Abgeordneter, dessen Wahl zum
Schriftführer des Provinziallandtages

Wingender, Bürooberinspektor, dessen
Wahl zum Landesrat......

Wohnungen für Beamte und Angestellte,
Gewährung von Arbeitgeberzuschüssen
zum Bau von solchen .....

Wohnungsbau für Beamte und Ange¬
stellte an den Provinzialanstalten, Bereit¬
stellung weiterer Mittel hierfür . .

5

2

2

22

2

2

2

19

2U

21

3

21

22

23



62, RheinischerProvinziallandtag, 1. Sitzung am 14. März 1922.

Erste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, Dienstag, den 14. März 1922.

Nach Beendigung des für die Abgeordnetenbeider Bekenntnisse abgehaltenenGottesdienstes
versammelnsich um 12 Uhr die Mitglieder des Landtags im Sitzungssaale des Ständehauses.

Um 12 Uhr 30 Minuten eröffnetder Landtagstommissar, Oberpräsidentder Rheinprovinz
von Groote den 62. RheinischenProvinziallandtag mit folgender Ansprache:

Sehr geehrte Damen und Herren:
Entsprechenddem Wunsche des Provinzialausschusseshat das PreußischeStaatsministerium

beschlossen, den Provinziallandtag der Rheinprovinz zu einer kurzen Tagung einzuberufen.
Im Hinblick auf die eingehend begründeten Vorlagen des Provinzialausschussessowohl

über die anderweitige Regelung der Pflegesiitzein den Provinzialanstalten wie auch über die
Gewährung von Arbeitgeberzuschüssen zum Bau von Wohnungen für Beamte und Angestellteder
Provinzialverwllltung darf ich mich darauf beschränken, die in der gegenwärtigenaußerordentlichen
Zeitlage begründete Dringlichkeit dieser Vorlagen zu betonen. Ich darf ferner dem von Ihnen
allen geteilten lebhaften Wunsche Ausdruckgeben, daß die außerdem auf der Tagesordnung stehende
Wahl eines neuen Landeshauptmanns nunmehr zustandekommenund damit dem unerwünschten
Zustande ein Ende bereiten möge, daß die unter den heutigen Verhältnissen ganz besonders
schwierige und verantwortungsvolleLeitung der Prooinzialgeschäftenur vertretungsweisegeführt wird.

Im Auftrage der PreußischenStaatsregierung habe ich die Ehre, Sie zum Beginn Ihrer
Verhandlungen Zu begrüßen und den 62. RheinischenProvinziallandtag für eröffnet zu erklären.
(Bravo!)

Meine Damen und Herren! Nach § 32 der Provinzialordnung und § 1 der Geschäfts¬
ordnung für den Provinziallandtag hat das an Jahren älteste Mitglied des Landtags den Vorsitz
zu übernehmen. Soviel ich weiß, ist Herr Abgeordneter Dr. Olbertz das älteste Mitglied des
Hauses; er ist am 31. Mai 1845 geboren. — Es meldet sich lein älteres Mitglied. Ich darf
daher wohl den Herrn AbgeordnetenOlbertz bitten, seines Amtes zu walten.

Alterspräsident Dr. Olbertz: Meine geehrten Damen und Herren! Unsere Haupt¬
aufgabe in dieser kurzen Tagung ist es, der Verwaltung unserer Provinz durch die Wahl des
Landeshauptmanns eine neue Spitze zu geben.

Wenn schon in jeder Provinz das Amt des Landeshauptmanns von ganz hervorragender
Bedeutung ist, so ist dieses in noch höherem Maße im besetztenGebiete und heute in dieser
schweren Zeit der Fall. Sicher wird jeder von uns den besten, tüchtigsten, erfahrensten und
erprobtestenMann an diese Stelle setzen wollen.

Ich sagte vorhin, es sei für unsere Provinz von ganz besonderer Bedeutung wegen der
Besatzung. Da muß ich darauf hinweisen, daß die Maßnahmen unserer früheren Gegner eine
erdrückende, kaum erträgliche Last für uns sind, für einen jeden von uns, für jede Kommune, für
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unsere Provinz, aber auch für unser gesamtes Vaterland. Möge denn die Wahl des Landes¬
hauptmanns zum Segen für unsere Rheinprovinz gereichen und damit auch zum Wohle unseres
gesamtenVaterlandes.

Benutzen wir auch heute wieder die Gelegenheit, unserer warmen Vaterlandsliebe Aus¬
druck zu geben, indem wir das Treugelöbnis gegen unser geliebtesVaterland erneuern und feierlich
und laut bekennen: Immerdar wollen wir treue Deutschesein und bleiben! (Lebhafter Beifall.)
Gott beschütze unsere Heimatprovinz am schönen deutschen Rhein! Gott beschütze unser geliebtes
deutsches Vaterland! (Erneuter lauter Beifall.)

Nach unserer Geschäftsordnung sind die beiden jüngsten Mitglieder des Landtags zu
Schriftführern bezw. Stimmzählern zu ernennen. Nach den mir gemachten Mitteilungen ist
der jüngste AbgeordneteHerr Knab, geboren am 23. Dezember 1895. Ich frage, ob Herr Knab
anwesendist? (AbgeordneterKnab: Ja!) Ich frage, ob er das Amt als Stimmzähler annimmt?
(AbgeordneterKnab: Ja!) Dann bitte ich, sich hierher zu bemühen.

Das zweitjüngsteMitglied ist Herr AbgeordneterGertner, geboren am 17. Juni 1894.
Ich frage, ob Herr Gertner anwesendist? (AbgeordneterGertner: Ja!) Ich frage, ob er das
Amt annimmt? (Abgeordneter Gertner: Ja!) Dann bitte ich ihn, sich ebenfalls hierher zu
bemühen.

Wir haben nun die Auszählung des Landtags vorzunehmen. Ich bitte den Herrn
Abgeordneten Knab, die Liste der Abgeordnetenzu verlesen. (Es folgt der Namensaufruf der
Abgeordneten.)

Von 159 Mitgliedern des Hauses sind 153 anwesend. An der Beschlnßfähigkeitist also
nicht zu zweifeln.

Wir kommen jetzt zur Wahl des Vorsitzenden. Die Wahl kann durch Zuruf stattfinden,
wenn von keiner Seite Widersprucherfolgt. Ich frage, ob aus dem Hause Vorschläge gemacht
werden?

AbgeordneterMönnig: Meine Damen und Herren! Die drei größten Fraktionen des
Hauses haben sich über die verschiedenen Personalien, die dem Hause zur Erledigung überwiesen
sind, geeinigt. Diese Einigung bezieht sich auch auf den Posten des Vorsitzenden des Hauses.
Die drei Fraktionen des Hauses haben beschlossen, hier zu beantragen, einem Mitgliede der Arbeits¬
gemeinschaft diesen Posten zu übertragen. Im Einverständnis mit der Arbeitsgemeinschaftschlagen
wir Herrn OberbürgermeisterDr. Iarres vor. Ich beantrage dessen Wahl durch Zuruf.

Alterspräsident Dr. Olbertz: Sie haben den Vorschlag gehört. Herr Dr. Iarres ist
zum Vorsitzendendes Provinziallandtags vorgeschlagen. Ich darf fragen, ob gegen die Wahl
Einspruch erhoben wird. Das ist nicht der Fall. Ich stelle fest, daß Herr Dr. Iarres als Vor¬
sitzender gewählt ist. (Lautes Bravo!)

Wir kommen jetzt zur Wahl des stellvertretendenVorsitzenden. Ich frage, ob auch hierfür
Vorschlägegemachtwerden.

Abgeordneter Gerlach: Ich schlage namens meiner Fraktion den Herrn Abgeordneten
Ullenbaum als einen der beiden stellvertretendenVorsitzendenvor.

Alterspräsident Dr. Olbertz: Sie haben den Vorschlag gehört. Herr Ullenbaum wird
als stellvertretenderVorsitzendervorgeschlagen. Ich frage, ob gegen den Vorschlag etwas einge¬
wendet wird? Das ist nicht der Fall. Somit ist Herr Ullenbaum als stellvertretenderVorsitzender
gewählt. Ich frage, ob Herr Ullenbaum die Wahl annimmt? (AbgeordneterUllenbaum: Jawohl!)

Dann.kommen wir zur Wahl des weiteren stellvertretendenVorsitzenden. Ich frage, ob
auch hierfür Vorschlägegemachtwerden?
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AbgeordneterMönnig: Ich schlage für die Zentrumspartei den Herrn Lensing vor.
Alterspräsident Olbertz: Sie haben den Vorschlag gehört. Herr Lensing ist vorge¬

schlagen. Ich frage, ob gegen die Wahl Einspruch erhoben wird? Das ist nicht der Fall Somit
ist auch Herr Lensing gewählt. Ich frage, ob Herr Lensing die Wahl annimmt? (Abgeordneter
Lensing: Ich nehme die Wahl dankend an.)

Nunmehr ist das Amt des Altersvorsitzendenerledigt. Ich bitte Herrn Dr. Iarres, den
Vorsitz zu übernehmen.

Vorsitzender Dr. Zaires: Meine Damen und Herren! Ich danke Ihnen verbindlichst
und herzlichstfür das mir durch die einmütige Wahl erzeigte Vertrauen. Ich verspreche Ihnen,
die Geschäftsführungso zu handhaben, wie Sie es erwarten dürfen. Ich verspreche Ihnen, sachlich
und unparteiischdie Geschäftezu leiten und ebenso diese Geschäfte nach meinen Kräften zu fördern.
Ich bitte Sie bei diesem Bestreben um Ihr Wohlwollen und um Ihre Unterstützung.

Meine Damen und Herren! Es ist mir ein aufrichtiges Bedürfnis, zunächst unserem
allverehrten Herrn Altersvorsitzendenzu danken, daß er auch heute in so frischer Weise sich der
Mühewaltung der Einleitung unserer Geschäfte unterzogen hat. (Bravo!) Was er uns von
deutscher und von rheinischer Not gesagt hat, das klang uns aus dem Herzen; es war so gesagt,»
wie wir es alle mit ihm fühlen. Ich danke ihm nochmals verbindlichst für seine Mühewaltung.

Meine Damen und Herren! Von Herrn AbgeordnetenMönnig haben Sie gehört, daß
unter den Hauptfraktionen eine Verständigung bezüglich der Aemterverteilungstattgefundenhat und
daß bei dieser Verteilung das Amt des Vorsitzenden des Landtags der Fraktion der Arbeits¬
gemeinschaftzugestandenworden ist. Ich habe da Veranlassung und tue es von Herzen, dem
Vorsitzendendes letzten und des vorletztenLandtags, meinem Vorgänger an dieser Stelle, Herrn
Abgeordneten Gielen, den Dank für seine Amtsführung und für seine verflossene Leitung der
Geschäfteauszusprechen. Ich bin mir bewußt, daß ich auch hierbei im Sinne des »ganzen Hauses
spreche. (Beifall.)

Meine Damen und Herren! Wir haben nunmehr die Wahl der Schriftführer vorzu¬
nehmen. Im letzten Provinziallandtag waren als Schriftführer tätig die Herren Abgeordneten
Elfes, Hauck, von Stedman und Weyers. Ich bitte um Vorschläge. (Zurufe: Wiederwahl!) Es
ist die Wiederwahl vorgeschlagen. Sie kann durch Zuruf wie alle Wahlen erfolgen. — Da ein
Widerspruchsich nicht erhoben hat, sind die vier Herren gewählt.

Ich bitte nun die Herren Elfes und Hauck, für heute hier Platz zu nehmen. Ich nehme
an, daß auch die beiden anderen Herren die Wahl annehmen. Die beiden hier erscheinenden Herren
tun es durch die Tat. Darf ich annehmen, daß die Herren von Stedman und Weyers ebenfalls
die Wahl annehmen? (AbgeordneteWeyers und von Stedman: Ja!)

Ich habe sodann dem Herrn Staatskummissar mitzuteilen, daß sich der Provinziallandtag
konstituiert hat.

Meine Damen und Herren! Vor Eintreten in unsere Geschäfte habe ich Ihnen mitzu¬
teilen, daß die Kontrolle der deutschen Verwaltung in Düsseldorf unsere Tagung genehmigt hat.
Sie hat das mit folgendem Zusätze getan: „Während der Dauer dieser Tagung taun die rheinische
Fahne, grün-weiß, auf dem Gebäude, worin sich die Abgeordneten versammeln, gehißt werden.
Gleichwohl darf keine Rede gehalten oder Fragen behandelt werden, die geeignet find, die
Würde der Besatzungstruppenzu verletzen. Jede Uebertretung dieses Befehls würde die sofortige
Aufhebung der Sitzungen, unbeschadetder Strafmaßnahmen, welche den Uebertretenden auferlegt
würden, nach sich ziehen." Ich habe die traurige Verpflichtung, hiervon Mitteilung zu machen.
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Der Herr Oberpräsident hat mitgeteilt, daß er den Herrn Regierungsassessor Dr. Schunk
als seinen Kommissar zu den Sitzungen des Provinziallandtages und der von diesem zur Vor¬
beratung seiner Beschlüsse gewähltenKommissionenanmelde.

Meine Damen und Herren! Seit unserer letzten Tagung haben wir einen schmerzlichen
Verlust zu beklagen. Herr Geheimrat Hueck ist kurz nach unserem letzten Zusammenseinverstorben.
Der AbgeordneteHueck war eines der ältesten Mitglieder dieses Hauses. Er hat sich seit Jahr¬
zehnten in der Selbstverwaltung unserer Provinz in hervorragendemMaße betätigt. Als Mitglied
der maßgebendenAusschüsse hat er seine reichen Erfahrungen und seine Kenntnisseder Verhältnisse
unserer Heimat in den Dienst seiner geliebten Rheinlande gestellt. Wir, die wir schon in dem
alten Landtage mit ihm zusammenarbeitendurften, werden ihn nicht vergessen. Ich glaube, das¬
selbe darf ich auch von dem neu zusammengesetzten Hause annehmen.

Sie haben sich zu seinen Ehren von Ihren Sitzen erhoben; ich stelle das mit Dank fest.
Infolge Ungültigkeitserklärungder Wahl sind gemäß Beschluß des letzten Prooinzial¬

landtages die Herren AbgeordnetenKandzia-Varmen und Lotz-Elberfeld ausgeschieden. Infolge
Mandatsniederlegung find die Herren AbgeordnetenQuabeck in Haan, Simon-Kirn und Freiherr
Spieß von Büllesheim, Haus Hall (Kreis Heinsberg), ausgeschieden.

An Stelle der Ausgeschiedenen sind nach den Vorschlagslistenin das Haus neu eingetreten
die Abgeordneten Dr. Geilenkirchen in Remscheid-Hasten, Frau Vlumberg, Mülheim-Ruhr, von Gill-
hausen, Gut Steckling bei Wesel, Köhler in Wetzlar und Servais in Aachen. Ich habe die Freude
und die Ehre, die neu eingetretenenMitglieder des Hauses in unserer Mitte herzlichst willkommen
zu heißen.

Sodann habe ich mitzuteilen, daß der 61. Provinziallandtag in seiner Sitzung vom
18. Juli vorigen Jahres den Einspruch

1. des EisenbahnsekretärsHesse in Kreuznach gegen die Wahl des AbgeordnetenMilau,
2. der Deutsch-DemokratischenPartei im Wahlkreise Duisburg-Krefeld gegen die Wahl der

AbgeordnetenSteinmeyer, Dinger und Dr. Hartmann, sowie
3. der Kreisparteileitung der DeutschenVolkspartei in Berncastel und des Landwirts Gerhard

in Sensweiler gegen die Wahl des Abgeordnetenvon Bruchhausen
abgelehnt hat.

Die Deutsch-Demokratische Partei hat gegen diesen ablehnendenBeschluß des Prooinzial-
landtags, soweit die AbgeordnetenDinger und Dr. Hartmann in Betracht kommen, fristgemäßKlage
beim Oberverwaltungsgerichterhoben. Die Entscheidungüber diese Klage steht noch aus. Nach
§ 10 des Gesetzes,betreffend die Wahlen zu den Provinziallandtagen und den Kreistagen, vom
3. Dezember 1920 hat die Klage aufschiebende Wirkung.

In den beiden anderen Fällen ist der Beschluß des Provinziallandtages rechtsgültig und
endgültig geworden.

Es find verhindert, an der heutigen Tagung teilzunehmen:
Frau Ni edieck, Düsseldorf,
Herr Melich, Köln,
Freiherr von Plettenberg, Mehrum,
Graf Westerholt in Ariendorf und
Herr Falk, Köln.

Die Herren AbgeordnetenKlinckmüller, Knab und Melich haben ihren Austritt aus
der Fraktion der KommunistischenPartei des RheinischenProvinziallandtags erklärt und werden
ihr Mandat vorläufig als fraltionslose Mitglieder des Provinziallandtages ausüben. (Bewegung).
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Ich habe sodann von einer freundlichen Mitteilung unseres Kollegen, des Abgeordneten
Dr. Köttgen als Oberbürgermeister der Stadt Düsseldorf, Mitteilung zu machen. Er hat die
Damen und Herren des Hauses gebeten, für heute abend in den Vorstellungenim Stadttheater,
Apollotheateroder Schauspielhaus Gäste der Stadt zu sein. Ich darf im Namen des Hauses Herrn
KollegenDr. Köttgen und der Stadt Düsseldorf den verbindlichsten Dank aussprechen. Die Karten
für die Vorstellungensind unten im Landtagsbüro bis spätestens 4 Uhr in Empfang zu nehmen.
Ueber die bis 4 Uhr nicht in Anspruch genommenenKarten wird anderweitig verfügt weiden.

Meine Damen und Herren! Die Vorlagen für unfere diesmaligekurze Tagung find Ihnen
im Umdruck zugegangen. Es handelt sich hier, wie der Herr Alterspräsident schon hervorhob, um
unaufschiebbareAngelegenheiten,die nicht bis zu der ordentlichenTagung des Landtags zurück¬
gestellt werden können. Außer diesen Vorlagen, über deren geschäftsordnungsmäßigeBehandlung
wir gleich zu beschließen haben weiden, sind folgende Anträge eingegangen:

1. ein Antrag der Unabhängigen Fraktion:
„Der Provinziallandtag wolle befchließen, daß den Hausschwangerender Hebammen¬
lehranstalt in Elberfeld Kopfkissen zur Verfügung gestellt werden".

2. von derselben Fraktion ist der Antrag gestellt worden, auf die Tagesordnung der heutigen
Plenarsitzung folgendenPunkt zu fetzen:

„Stellungnahme zur Amtsenthebung von Provinzialausschußmitgliedern".
3. und ferner der Antrag:

„Auf Grund der gegenwärtigen unsicheren wirtfchaftlichen Verhältnisse wird der Provinzial-
ausschuß ermächtigt, auf die Dauer eines Jahres bezw. bis zur nächsten Landtags-
tagung die Sätze aus ßß 16 bezw. 25 des Reglements über die Aufnahme und Ent¬
lassung der der Fürsorge des rheinischenProvinzial- (und Landarmen-) Verbandes
anheimfallendenGeisteskrankenpp. bezw. aus § ? der vorläufigen Bestimmungen über
die Aufnahme, Entlassung und Kostentragung für die vom Landarmenverband unterzu¬
bringendenKrüppel anderweit mit Genehmigungdes zuständigenMinisters festzusetzen".

4. Der Herr AbgeordneteSimon-Vitburg hat folgendenAntrag gestellt:
a) „die Viehfeuchenentschädigungssatzung für die Rheinprovinz dahin zu ergänzen, daß

weiterhin Entschädigung gewährt wird: für Rinder und Pferde, die an einer noch
unaufgeklärtenansteckenden Seuche eingegangensind,

d) Falls in vorstehendenFällen keine volle Entschädigung gewährt werden kann, daß
wenigstens V4 des Schadens entschädigtwird.

«) Falls auch dies nicht möglich ist, daß die in Stockem (Kreis Bitburg), geschädigten
kleinen Landwirte, denen zusammen3 Pferde, b Kühe, 1 Ochse und 1 Rind gefallen
sind, ausnahmsweiseaus dem Dispositionsfonds oder aus Ueberfchüfsen der Landesbank
entschädigtweiden",

„Soviel mir bekannt", schreibt der Herr Abgeordnete dazu, „hat der Herr Landwirt-
fchaftsministersein Einverständnis mit der Aufnahme in die Entschädigungssatzungbereits erklärt".

Der soeben zu 1 verlesene Antrag bezüglich der HebammenlehmnstaltElberfeld ist nachträglich
von der Fraktion der Unabhängigenzurückgezogenworden, ebenso der Antrag des Abgeordneten Simon.

5. Ferner sind nachträglichfolgende Anträge eingegangen:
„Zu der Tariffrage beantragt die Kommunistische Partei die Abschaffungdes jetzigen
Klassensystemsin d«n Provinzial-Pflegeanstalten. Erstattungspflichtige mit einem
Einkommenvon weniger als 50000 Mark sind von der Kostenbeitragspflichtbefreit.
Bei höherem Einkommenfind die Beiträge dem Einkommen entsprechend abzustufen".
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6. Die SozialdemotratischeFraktion hat zu Punkt 2 der Tagesordnung den Antrag gestellt:
„Dem Provinzialausschuß ist innerhalb 6 Wochen vom Landeshauptmann eine Vorlage
zu machen, aus welcher hervorgehtdie Anzahl der Dienstwohnungender Provinz, wo
sie liegen, wer sie bewohnt, wieviel Räume sie haben und welche Miete dafür gezahlt
wird. Ferner ist anzugeben, wieviel Personen die Wohnung bewohnen. Zu den
Feststellungen in der Verwaltung und den einzelnen Anstalten sind die Betriebsräte
und Beamtenausschüssezuzuziehen."

7. Von der K.P.D. ist der Antrag gestellt worden:
„Der Provinziallcmdtag wolle beschließen:Das preußischeMinisterium wird ersucht,
das gegen das Mitglied des Provinzialausschusses Knab eingeleitete Disziplinar¬
verfahren aufzuheben."

Meine Damen und Herren! Der Aeltestenrat hat sich mit diesen nachträglich eingegangenen
Anträgen soeben befaßt. Er empfiehlt Ihnen, die Anträge, soweit sie mit den heute auf der
Tagesordnung stehendenTariferhöhungen der Anstalten zusammenhängen,mit diesen Angelegen¬
heiten zusammenzu behandeln. Ich möchte bitten, sich damit einverstandenzu erklären. — Das
ist der Fall.

Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr AbgeordneterHoffmann.
AbgeordneterHoffmann (zur Geschäftsordnung): Ich möchte bitten, daß Sie beschließen,

daß der Punkt: „Stellungnahme zur Amtsenthebung von Provinzialausschußmitgliedern" heute
zur Verhandlung kommt. Ich halte diese Frage für so wichtig, daß wir unter allen Umständen
bei der heutigen Tagung dazu Stellung nehmen müssen. Es geht nicht an, daß der Provinzial¬
ausschuß dazu übergeht, Mitglieder von Fraktionen ihrer Aemter zu entheben, und dadurch die
Fraktionen unvertreten sind, daß die Rechte der Abgeordnetenderart geschmälert,ja direkt verletzt
werden. Deswegen ist es dringend notwendig, daß der Provinziallandtag heute zu dieser Frage
Stellung nimmt. Ich möchte Sie dringend bitten, heute diese Frage zur Beratung zu stellen.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat der Herr AbgeordneteLüchem.
Abgeordneter Lüchem: Ich schließe mich den Ausführungen des Herrn Abgeordneten

Hoffmann an. Ich möchte auch den Landtag bitten, diesen Fall heute zu behandeln und dem
Antrage zuzustimmen,daß der Fall, der sich aus der Provinzialausschußsitzungergeben hat, heute
verhandelt wird. Wir von unserer Fraktion legen besonderenWert darauf, weil wir durch Herrn
Knab, der von unserer Fraktion in den Provinzialausschuß hineindirigiert worden ist, gezwungen
waren, dazu Stellung zu nehmen. Ich mochte deshalb bitten, zu beschließen, daß der Fall heute
behandelt wird.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der Herr AbgeordneteHaas.
Abgeordneter Haas (zur Geschäftsordnung): Meine Damen und Herren! Nach ein¬

gehender Beratung hat der Aeltestenrat heute vormittag beschlossen, daß diese Angelegenheitdem
Oeschäftsordnungsausschußüberwiesenwerden soll, der sich bei der Tagung des nächsten Landtages,
die ja aller Wahrscheinlichkeit nach in zwei Monaten stattfinden wird, über diese Angelegenheitin
allererster Linie einmal auseinandersetzen soll. Wir sind der Auffassung, daß bei der Behandlung
dieser Frage heute im Plenum nichts herauskommen kann, sondern daß die ganze Angelegenheit
erst einmal im Oeschäftsordnungsausschußbesprochen werden muß und dann anschließenddaran,
wenn es notwendig sein sollte, im Plenum behandelt wird.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeordneter
Hoffmann.
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Abgeordneter Hoffmann (zur Geschäftsordnung): Herr Abgeordueter Hans legt die
Sache so dar, als ob erst die Geschäftsordnungstommissionüber die Sache zu entscheiden hätte.
Ich halte diese Angelegenheitfür opportun, heute hier behandelt zu werden. Da der Provinzial-
ausschußals die ausführende Körperfchaft des Provinziallandtags, die diefem in jeder Beziehung
verantwortlichist und die auch genau weiß, in welcher Richtung sie zu der Frage Stellung zu nehmen
und sie zu vertreten hat, bereits eingehendund grundsätzlich zu der Frage Stellung genommen hat,
kann die Frage heute ruhig vor dem Plenum des Landtags zur Erörterung und Beschlußfassung
gelangen. Es ist nicht notwendig, daß erst die Geschäftsordnungskommissiondie Sache für ein
paar Monate begräbt. Wir halten es für richtiger, daß die Angelegenheitheute zur Erledigung
kommt. Meine Fraktion hat schon vor Monaten einen Antrag auf Einberufung des Provinzial¬
landtags gestellt, um zu erreichen, daß eben zu dieser Frage so schnell wie möglich Stellung genommen
wird, weil es sich hier um die Grundrechte der Abgeordnetenhandelt, die in Gefahr sind.

Vorsitzender Dr. Zaires: Ich darf die Mitteilung des Herrn Abgeordneten Haas
bestätigen,daß der Altestenrat befchloffen hat, die Sache zunächstder Geschäftsordnungskommission
zu überweisen.

Das Wort hat Herr AbgeordneterKoch.
Abgeordneter Koch: Meine Damen und Herren! Ich möchte Sie bitten, trotz des

Beschlussesdes Aeltestenrates zu beschließen, heute zu der Frage Stellung zu nehmen und nicht
die Sache bis zur nächsten Sitzung zu vertagen. Es gehen dann wieder einige Monate ins Land.
Die Sache ist so aktuell und von solcher Bedeutung, daß wir — die kommunistische Fraktion —
damals die Einberufung des Landtags beantragt haben; von unseren Freunden in der U. S. P.
ist ebenfalls der Antrag gestellt worden. Wir können unmöglich diefe brennende Frage nuu für
einige Monate vertagen. Denn wenn das, was dort verlangt wird, zur Durchführung kommen
soll, dann ist die kommunistische Fraktion für die weitere Zukunft vom Provinzialausschuß aus¬
geschlossen; sie kann nicht mehr an seinen Sitzungen teilnehmen. Deswegen ist es unbedingt
erforderlich,daß wir heute zu der Frage Stellung nehmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat'der Herr AbgeordneteMönnig.
AbgeordneterMönnig: Ich beantrage auch, die Sache der Geschäftsordnungskommission

zu überweisen. Die Frage ist nicht, wie Herr AbgeordneterKoch sagt, aktuell, denn Herr Knab
hat einen Stellvertreter bekommen, der heute den Platz ausfüllt. Außerdem verstehe ich nicht, daß
gerade die kommunistische Partei die Frage für aktuell hält. Herr Knab ist doch aus dieser
Fraktion ausgetreten. Die kommunistische Fraktion kann also gar kein Interesse mehr daran
haben. (Heiterkeit.)

Vorsitzender Dr. Iarres': Das Wort hat Herr AbgeordneterHaas.
Abgeordneter Haas: Ich kann das nur unterstreichen. Es ist an Stelle des Herrn

Knab Herr Aetzhold getreten. Herr Vetzhold ist heute genau fo gut Mitglied des Provinzial-
ausschusses wie jeder andere und hat dieselben Rechte. Aus diesem Grunde ist die kommunistische

Fraktion vertreten. Bei dieser AngelegenheitKnab wird aber überhaupt grundsätzlich zur Schweige-
' Pflicht derjenigen, die in einem Beamtenverhältnis stehen, Stellung genommenwerden müssen. Das

kann man meiner Ueberzeugungnach nicht hier im Plenum ohne vorherige Beratung in einem
Ausschuß. Das sind große grundsätzliche Fragen, worüber große Meinungsverschiedenheitenbestehen.
Das muß meiner Ueberzeugungnach in einer Kommissionvorbesprochen werden; dann kann nachher
das Plenum immer noch dazu Stellung nehmen. Dadurch wird die kommunistische Fraktion
durchaus nicht geschädigt. Soviel ich weiß, ist Herr Knab ja heute überhaupt nicht mehr Mitglied
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der kommunistischen Fraktion. (Abgeordneter Koch: Das macht doch gar nichts aus!) Herr
Betzhold dagegen ist noch Mitglied. Mithin ist Herr Betzhold doch eigentlich derjenige, der die
kommunistischeFraktion zu vertreten hat und nicht der fraktionsloseKnab. (Zustimmung.) Aus
diesem Grunde steht die Sache sogar noch günstig für die Fraktion der kommunistischen Partei.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterHoffmann.
Abgeordneter Hoffmann: Es handelt sich hier nicht um ein fmktionsloses Mitglied,

sondern es handelt sich hier darum, daß zu der Amtsenthebung von Provinzialausschußmitgliedern
grundsätzlich Stellung genommen werden soll. Durch den Fall Knab ist das nicht allein hervorgerufen.

Wenn Herr Abgeordneter Mönnig nun sagt, die kommunistische Fraktion sei durch den
AbgeordnetenBetzhold vertreten, so muß darauf hingewiesenwerden, daß der Provinzialausschuß
auch gegen den AbgeordnetenBetzhold ein Disziplinarverfahreneingeleitethatte (Sehr richtig! bei
den Kommunisten)und daß infolge der Einleitung dieses Disziplinarverfahrens auch dem Abgeord¬
neten Betzhold die Ausübung seines Mandats nicht möglich war, weil er infolge des schwebenden
Disziplinarverfahrens eben nur mit beratender Stimme zugelassenwurde. (Widerspruch.)

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterDr. Wesenfeld.
AbgeordneterDr. Wesenfeld: Wir schließen uns den Ausführungen der Herren Mönnig

und Haas an. Es ist nicht richtig, daß irgendeineVerkümmerungeines Rechts der kommunistischen
Fraktion hier vorläge, Auf der anderen Seite handelt es sich um grundsätzliche Fragen, die, wie
Herr Haas ganz richtig gesagt hat, zunächst in der Geschäftsordnungskommissionbehandelt werden
müssen. Wir werden deshalb für den Antrag des Aeltestenausschnsses eintreten.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterLüchem.
AbgeordneterLüchem: Es kommt bei der Beurteilung dieser Frage nicht in Betracht,

ob Knab noch Mitglied unserer Fraktion ist oder nicht. Er war in dem Augenblick, wo der Fall
eintrat, Mitglied unserer Fraktion. Wir würden genau dieselbe Stellung einnehmen,wenn es sich
um ein Mitglied einer anderen Fraktion handelte. Es ist eine Frage von grundsätzlicher Bedeu¬
tung, die wir heute entschieden haben möchten. Das Disziplinarverfahren schwebt. Nun könnte
heute der Landtag zu der Frage Stellung nehmen und einen Beschlußherbeiführen. Warten wir
bis zur nächsten Tagung, dann ist das Disziplinarverfahren abgeschlossen und der Landtag hat noch
nicht einmal Stellung genommenund keine Gelegenheit gehabt, Stellung zu nehmen. Auch dieser
Einwand weist uns die zwingendeNotwendigkeitnach, daß wir den Fall behandeln müssen. Ich
glaube auch nicht, daß er längere Zeit in Anspruch nehmen wird. Ich möchte Ihnen deswegen
empfehlen: Stimmen Sie dem Antrage zu, heute die Frage zu behandeln.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort ist weiter nicht gewünscht. Ich lasse dann über
die Anregung des Aeltestenrats abstimmen, diese Angelegenheitdem Geschäftsordnungsausschußzu
überweisen. Ich bitte diejenigenDamen und Herren, die für diesen Antrag sind, sich zu erheben.
— Das ist die Mehrheit. (AbgeordneterHoffmann: Das ist kennzeichnend!)

Das Wort zur Geschäftsordnunghat Herr AbgeordneterLüchem.
AbgeordneterLüchem (zur Geschäftsordnung):Nachdem es durch diesen Beschluß unmöglich

gewordenist, die Angelegenheitheute hier zu verhandeln, möchte ich den Vorsitzenden bitten, wenig¬
stens die Begründung, die als Anhang unter dem Antrag steht, zur Verlesung zu bringen, damit
wenigstens die Presse von den Gründen Notiz nehmen kann, damit die Oeffentlichkeitweiß, daß
wir wenigstensversucht haben, die Darlegungen zn machen, die wir für notwendig hielten. Ich
meine, der Vorsitzende hat vorhin die anderen Anträge verlesen,da könnte er auch in diesem Falle
diese Begründung zur Verlesung bringen, oder ich möchte bitten, daß ich die Ermächtigung bekomme,
diese Begründung zu verlesen.
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Vorsitzender Dr. Iarres: Ich habe den Antrag verlesen wie alle anderen Anträge, Ich
würde aber gegen den Beschluß des Hauses handeln, wenn ich jetzt diesen Gegenstandwieder auf¬
greifen und die Begründung verlesen würde. (Zustimmung.) Ich halte mich nicht dazu befugt.

AbgeordneterLüchem: Dann möchte ich den Vorsitzenden bitten, das Haus zu fragen,
ob es geneigt ist, die Begründung anzuhören.

Vorsitzender Dr. Zaires: Zu diesem Antrage hat das Wort Herr AbgeordneterMönnig.
Abgeordneter Mönnig: Meine Damen und Herren! Ich glaube, wir können dem

Antrage grundsätzlich nicht stattgeben. Es ist nicht Brauch, daß man in ein schwebendes Verfahren
eingreift. Die Stellungnahme des Hauses sowohl wie der Herren ist vollständig gleichgültig, weil
das Verfahren schwebt, das nicht von uns berührt werden darf. Wir können die Rechtspflege
weder hier noch anderswo beeinflussen.

Vorsitzender Dr. Zaires: Das Wort hat Herr AbgeordneterHaas.
AbgeordneterHaas: Ich möchte auch parlamentarischeBedenken erheben. Ich bin der

Meinung, in dem Augenblick, wo man über einen Antrag entschieden hat, ist es parlamentarisch
nicht Brauch, daß man dazu noch eine lange Begründung verliest. Also, der Antrag ist vorläufig
erledigt.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat der Herr AbgeordneterHoffnmnn.
AbgeordneterHoffmann: Ich möchte gegenüber den Ausführungen des Herrn Abge¬

ordneten Mönnig Einspruch erheben, daß er es so darlegt, als ob es sich hier um ein schwebendes
Verfahren handele. Wir haben hier grundsätzlichzu der Frage an sich Stellung zu nehmen; da
kann man zweifellos anderer Meinung sein. Aber das Plenum des Landtages hat ja in seiner
Mehrheit entschieden, daß die Sache an sich für heute erledigt ist.

Vorsitzendervi-. Iarres: Ich glaube, die Sache ist für das Haus erledigt.
AbgeordneterLüchem: Ich halte an dem Antrage fest, daß der Herr Vorsitzende darüber

abstimmen läßt, ob das Haus geneigt ist, die Begründung anzuhören.
VorsitzenderDr. Iarres: Das könnte meiner Meinung nach erst nach Schluß der Tages¬

ordnung sein, denn dieser Punkt der Tagesordnung ist damit erledigt.
Im Anschlußdaran ist folgender Antrag der K. P. D. eingegangen:

„Anläßlich der Vorgänge im Provinzialausschuß, die sich aus der Beratung der Be-
soldungsordnung ergaben, war die K. P. D.-Fraktion gezwungen, eine Fraktionssitzung
nach Düsseldorf einzuberufen. Die Provinzialuerwaltung hat die Uebernahme der
entstandenenKosten abgelehnt. Die Fraktion stellt deshalb den Antrag: Der Provin-
ziallandtllg wolle beschließen, daß die Verwaltung die Kosten übernimmt".

Auch hier hat der Aeltestenrat beschlossen, Ihnen vorzuschlagen, diese grundsätzliche Frage,
ob für FraktionssitzungenDiäten bezahlt werden sollen, dem Geschäftsordnungsausschußzu überweisen.

Das Wort hat Herr AbgeordneterLüchem.
Abgeordneter Lüchem: Meine Damen und Herren! Ich möchte Sie bitten, auch in

diesem Falle zu beschließen, daß der Antrag trotz des Beschlusses des Aeltestenausschusses behandelt
wird. In diesem Falle handelt es sich unseres Trachtens nicht um die Schaffung eines Präze-
denzfalles. Denn hier liegt ein Fall vor, den wir, solange der Provinziallandtag besteht, noch
nicht zu verzeichnen hatten. Unsere Fraktion war in bedeutendstem Maße hieran interessiert; wir
mußten unbedingt auf Grund der Vorgänge im Provinzialausschuß zusammentreten und dazu
Stellung nehmen. Weil nun der Provinzialausschuß, die vertretende Körperschaftdes Landtags,
den Fall geschaffen hat und wir dazu Stellung nehmen mußten, halten wir es für berechtigt,daß



10 62. RheinischerProvinziallandtag, 1, Sitzung am 14. März 1922._____________

die Provinzialverwaltung die Kosten, die durch diese Fraktionssitzungentstanden sind, übernimmt.
Wir verstehen es nicht, wie die Provinzialverwaltung da Schwierigkeitenmachen kann. Wir
meinen, auch in diesem Falle muß der Provinziallandtag heute beschließen, daß über diesen Antrag
Beschlußgefaßt wird.

Vorsitzender Dr. Zaires: Ich darf aus dem Aeltestenrat zur Erläuterung folgendes
mitteilen. Der Aeltestenrat war in seiner ganz überwiegendenMehrheit der Meinung, daß diese
Frage nicht auf Grund eines Cinzelfalles erledigt werden könne, sondern daß das eine Frage von
grundsätzlicher Bedeutung sei. Der Aeltestenrat hielt es für über seiner Kompetenzstehend, diese
Frage zu erledigen, und hat deshalb beschlossen, Ihnen vorzuschlagen,die grundsätzliche Erledigung
und Entscheidungüber diese Frage, ob für FraktionsfitzungenDiäten gezahlt weiden follen, dem
Gefchäftsordnungsausfchußzu überweisen.

Das Wort wird weiter nicht gewünscht. Ich bitte diejenigenDamen und Herren, die
für diesen Antrag des Ältestenrats sind, sich von den Plätzen zu erheben. — Das ist die Mehrheit.

Meine Damen und Herren! Dann sind wir mit der heutigen Eröffnungssitzungfertig.
Wir haben darüber zu beschließen,wann und wie die auf der Tagesordnung der zweiten Plenar¬
sitzung stehenden Angelegenheitenerledigt werden sollen.

Im Einvernehmenmit dem Aeltestenrat schlage ich Ihnen vor, die Punkte 2 und 3, die
auf der Tagesordnung der zweiten Sitzung stehen, nach einer kleinen Pause von etwa 10 Minuten
zu erledigen. Gs sind die Punkte:

1. „Belicht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Festsetzungder Pflege¬
sätze in den Provinzilll-Heil- und Pflegeanstalten und die Festsetzungder von den
Unterstützungspflichtigen Armenverbündendem Landarmenverbande auf Grund der Ge¬
setze vom 11. Juli 1891 und 6. Mai 1920 zu erstattenden Spezialkosten".

Berichterstatter ist Herr Landesrat Dr. Horion.
Hiermit würden zu verbindensein die Anträge, die ich eben zu diesem Punkte verlesen habe.
2. „Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Bereitstellung eines

Betrages von 3 600000 Mark zur Gewährung von Arbeitgeberzuschüssen zum Bau
von Wohnungen für Beamte und Angestellteder Provinzialverwaltung".

Hier ist Berichterstatter Herr Landesbaurat Baltzer.
Damit würde verbunden der Antrag der SozialdemokratischenFraktion bezüglich der

Dienstwohnungen,den ich eben verlesenhabe.
Wir können diese Tagesordnung gleich nach einer Pause von 10 Minuten erledigen. Es

würde dann um 3 Uhr der Provinzialausschuß zusammentreten, und im Anschluß an dessen Be¬
ratungen würde um 4 Uhr eine weitere Vollversammlungstattfinden. In dieser Vollversammlung
würde zu erledigen sein:

1. die Besetzungder Stelle des Landeshauptmanns,
2. die Wahl von Mitgliedern und stellvertretendenMitgliedern des Provinzialausschusses,
3. die Wahl des stellvertretendenVorsitzendendes Provinzialausschufses,
4. die Wahl von zwei Landesräten.

Wenn Sie mit dieser Zeiteinteilung einverstanden sind — das darf ich annehmen, weil
kein Widerspruchsich erhebt — so darf ich jetzt die Sitzung vertagen und bitten, um V«2 Uhr
pünktlich sich wieder einzufmden.

(Schluß 1 Uhr 20 Minuten).
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Zweite Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf,Dienstag, den 14. März 1922.

(Beginn 1 Uhr 50 Minuten.)

1. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Festsetzung der Pflegesätzein den
Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten und die Festsetzungder von den Unterstützungspflichtigen
Armenverbänden dem Landarmenvcrbande ans Grund der Gesetze vom 11. Juli 1891 und
6. Mai 1920 zu erstattenden Spezialkosten.

2. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Bereitstellung eines Betrages von
3 600000 Mark zur Gewährung von Arbeitgeber-Zuschüssenzum Bau von Wohnungen für
Beamte und Angestellteder Provinzialverwaltung.

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich eröffne die Sitzung. Wir kommen zu
Punkt 1:

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Festsetzung
der Pflegesätze in den Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten und die Fest¬
setzung der von den Unterstützungspflichtigen Armenverbänden dem Land-
armenveibanbe auf Grund der Gesetze vom 11. Juli 1891 und 6. Mai 1920
zu erstattenden Spezialkosten.

Berichterstatter ist Herr Landesrat Dr. Horion.
Landesmt Dr. Horion: Meine Damen und Herren! Für die Finanzgebarung des

Provinzilllverbandes sind von ausschlaggebenderBedeutung die Haushaltspläne der Provinzial-
Heil- und Pflegeanstalten. In diesem Jahre werden sie voraussichtlichin Einnahme und Ausgabe
mit 87 Millionen Mark abschließen. Diese Ausgaben sollen nun zum größten Teil durch die
Pflegesätzegedeckt werden, die für die Kranken bezahlt und an die Anstalten abgeführt werden,
bei Selbstzahlern aus ihrem Vermögen oder von den Angehörigen und bei armen Kranken vom
Landarmenverband. Diese Pflegesätze betragen zurzeit in der I. Klasse 40 Mark, in der II. Klasse
25 Mark und in der III. Klasse 18 Mark. Ausschlaggebendist für die finanzielleSeite lediglich
die III. Klasse, da die I. und die II. Klasse zusammen jährlich etwa 50000 Pflegetage haben,
während die III. Klasse 1850 000 Pflegetage hat. Naturgemäß sind die eben genannten Sätze
auch nicht im entferntesten in der Lage, heute die Gesamtkosten der Anstalten zu decken. In diesem
Jahre werden die Anstalten etwa 2? Millionen Mark Provinzialzuschußerfordern. Dabei ist noch
zu berücksichtigen, daß am Anfang des Jahres die Selbstkostenja noch bedeutend geringer waren,
als sie sich jetzt am Ende des Jahres gestalten. Grundsätzlichsollen aber die an die Anstalten
abzuführenden Pflegekosten sich in etwa den Selbstkostender Anstalten anpassen. Nun steigen aber
die Selbstkostennicht nur von Jahr zu Jahr, sondern, wie Sie wissen, von Monat zu Monat,
ja, fast von Woche zu Woche. Sie find auch in keiner Weife für einen längeren Zeitraum im
voraus zu übersehen. Da nun, wie es nach den bisherigen Vorschriften der Provinzialordnung
der Fall ist, eine Erhöhung dieser Sätze nur durch den Provinzmllandtag erfolgenkann, der immer
nur in längeren Zwifchenräumenzusammentritt, so ergibt sich daraus, daß die Pflegesätze der
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Wirklichkeit immer ganz bedeutendnachhinkenmüssen, denn die Erhöhung dieser Pflegesätze kann
nicht für die Vergangenheit, sondern immer nur für die Zukunft erfolgen. Was das finanziell
bedeutet, mögen Sie nur daraus ersehen, daß eine Erhöhung um 1 Mark pro Tag monatlich
155000 Mark bedeutet. Wenn wir also schon um einen Monat zu spät kommen und würden
nur um 1 Mark erhöhen, so wären es 155 000 Mark. In Wirklichkeit handelt es sich heutzutage
niemals mehr nur um eine Erhöhung um 1 Mark, sondern um bedeutendgrößere Beträge.

Aus diesen Erwägungen heraus sind die anderen Provinzialverbände schon seit mehreren
Jahren dazu übergegangen,das Recht zur Festsetzung der Pflegesätze auf den häusiger und bequemer
zusammentretendenProvinzialausschuß zu übertragen, damit die Pflegesätzeden Preisen auf diese
Weise besser angepaßt werden können. Das Gleiche wird Ihnen in der vorliegendenVorlage für
die Rheinprovinz vorgeschlagen.

Dadurch sollen aber die Pflegesätze keineswegs jeder Einstußnahme des Provinziallandtags
entzogen werden, vielmehr steht auch diese Maßnahme des Provinzinlausschusses,ebenso wie seine
ganze Geschäftsführungunter der Aufsicht des Provinziallandtags. Der Provinziallandtag bekommt
von den PflegesätzenKenntnis, wenn ihm der Haushaltsplan vorgelegt wird, wo die Pflegesätze ja
im einzelnen bei den Einnahmen angeführt sind. Dann hätte der Provinziallandtag Gelegenheit,
dem Provinzialausschuß für die weitere Festsetzungder Pflegesätze Anweisung zu geben, die dann
der Provinzialausschuß zu befolgen hätte.

Im Zusammenhang hiermit möchte ich gleich auf den Antrag der Kommunistischen Partei
wegen Abschaffungder verschiedenen Verpflegungsklassenin den Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten
verweisen, der ja zugleich hiermit beraten werden soll. Der gleiche Antrag ist im vorigen Provinzial¬
landtag von der SozialdemokratischenFraktion gestellt worden (AbgeordneterHaas: Sehr richtig!),
und damals ist zu dem Antrage beschlossen worden, daß er dem Provinzialausschuß zur Bericht¬
erstattung an den nächsten Provinziallandtag überwiesen werden soll. Unter dem nächsten Provinzial¬
landtag, der für die Berichterstattungin Frage kommen kann, kann aber nur der Landtag verstanden
werden, der demnächst tagt und der die gesamtenAngelegenheitender Provinzmlverwaltung berät.
Infolgedessen wird diesem Landtage auch ein Bericht des Pruvinzialausschusseszu der vorliegenden
Frage vorgelegt. Die jetzt stattfindendeErhöhung muß noch auf Grund der jetzt auch im Reglement
stehenden drei verfchiedenen Sätze erfolgen, die im einzelnen eine prozentuale Steigerung erfahren
müssen. Selbstverständlichwird aber durch diese Beschlußfassungund die Ermächtigung, die Sie
dem Provinzialausschußerteilen sollen, die Pflegesätze festzusetzen,in keiner Weise eine Vorentscheidung
über diese andere Frage getroffen, ob nicht die verschiedenen Klassen überhaupt abzuschaffen sind;
darüber wird sich der nächste Provinziallandtag zu unterhalten haben. Ich glaube, daß damit
wohl der jetzt vorliegende Antrag auch seine Erledigung gefunden hat, weil er sich mit dem Antrage
der Sozillldemokmtischen Fraktion und dem Beschluß des letzten Provinziallandtags vollständigdeckt.

Dasselbe, was über die sprunghafte Steigerung der Pflegesätze der Provinzial-Heil- und
Pflegeanstalten gesagt ist, gilt auch für den Anteil an den Pflegesätzen,der von den Ortsarmen-
verbänden des Unterstützungswohnsitzes an den Landarmenverband für jeden durch den Lantmrmen-
verband unterzubringendenortsarmen Kranken zu zahlen ist: Im allgemeinen wird dieser Betrag
auf etwa zwei Drittel der Pflegesätze der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten gehalten. Er muß
daher jedesmal gleichmäßig und gleichzeitigmit den Pflegesätzen in die Höhe gesetzt weiden.
Auch hier wird beantragt, dieses Recht dem Provinzialausschuß zu übertragen.

Weiter ist durch das Gesetz vom 6. Mai 1920 über die Krüppelfürforgein gleicher Weise
bestimmt worden, daß auch für die vom LandarmenverbandunterzubringendenKrüppel seitens der
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ZuständigenOrtslllmenverbiinde ein sogen. Spezialkostensatzgezahlt wird. Auch dieser Satz muß
sich der Wirklichkeit in etwa anpassen und wird deshalb auch zweckmäßigerweise vom Provinzial¬
ausschuß in kürzeren Fristen erhöht.

Die Form der zu fassenden Beschlüsse ergibt sich daraus, daß es sich um Aenderungen
des Reglements über die Unterbringung der Geisteskranken und der sogen, vorläufigenBestimmungen
über die Unterbringung der Krüppel handelt. Diese Reglements und Bestimmungen sind in der
vorliegenden Form vom Minister genehmigt,und die Abänderuugenmüssen auch wieder vom Minister
genehmigtwerden. Es wird deswegen rechtlich nicht wohl angängig sein, außerhalb der Reglements,
wie die Fraktion der Unabhängigen es wünscht, einen solchen Beschlußzu fassen. Vielmehr wird
die Form immer nur die sein können, daß das Reglement geändert wird, weil ein anderer Beschluß
die Genehmigungdes Ministers nicht finden würde und infolgedessen dann auch die hier beschlossene
Erhöhung oder anderweitigeFestsetzung doch nicht in Kraft treten könnte.

Infolgedessen schlägt Ihnen der Provinzialausschuß vor, zu beschließen, wie es in der
Vorlage auf der letzten Seite angegebenist. Ich brauche die Einzelheiten wohl nicht zu verlesen.
Es handelt sich darum, daß hinter jeder der Bestimmungen, wo bisher die Sätze festgesetzt sind,
hinzugefügt wird: „Die anderweitigeFestsetzung der im ß 16 angeführten Pflegekosten kann durch
Beschluß des Provinzialausschussesmit Genehmigung des zuständigenMinisters erfolgen".

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort dazu hat Herr AbgeordneterIansen-Lammersdorf.
AbgeordneterIansen-Lammersdorf: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Nach

den Ausführungen, die Herr Landesrat Dr. Horion Ihnen gemacht hat, und dem Bericht, den Sie
vor sich liegen haben, kann ich mich kurz fassen.

Es handelt sich ja im wesentlichen um den Antrag, daß die bisherige Kompetenzetwas
verschoben werde, daß in Zukunft der Provinzialausschuß das Recht haben soll, die Pflegesätze fest-»
zusetzen, während bisheran dem Provinziallandtag als solchem dieses Recht zustand. Der Antrag
ist wohl aus den augenblicklichen Verhältnissen geboren, weil die sprunghafte Verschiebungder
Teucrungsverhältnisse ebenso schnell auch eine anderweitige Festsetzungder Pflegesätze notwendig
macht. Es hat sich dabei, wie ich eben aus dem Antrage der S. P. D. höre, das eine Bedenken
ergeben, daß grundsätzliches Recht für alle Zeit preisgegebenwerden sollte, und so hat denn die
S. P. D. den Antrag gestellt, dieses Recht nicht ständig, sondern bloß vorläufig dem 'Provinzial¬
ausschuß zu übertragen. Aus dem beantragten Definitivum soll also ein Provisorium werden.

Namens der Zentrumsfraktion habe ich zu erklären, daß wir mit diesem Zusatz vollständig
einverstandensind.

Bei der ganzen Sachlage kann es natürlich nicht unsere Aufgabe sein, etwa dahin zu
wirken, daß der Hauptteil der Pflegesätzeden Inhabern der III. Klasse aufgebürdet werde.

Der Antrag bezüglichAbschaffungder Klassen ist überhaupt gänzlich auszuschalten, ich
beschäftige mich auch weiter nicht mit ihm, weil der nächste Landtag die Sache regeln soll.

Ich glaube, wir sind alle darin einig, daß wegen der augenblicklichen Verhältnisse eine
Kompetenzverschiebnng vorgenommenwerden soll. Wir möchtenaber seitens der Zcntrumsfmktion
beantragen, daß der Antrag, den Ihnen der Provinzialausschuß vorgelegt hat, in folgender Weise
nach dem Antrage der S. P. D. ergänzt wird. Es soll nach dem § 16». nicht heißen, wie es hier
steht: Die anderweitigeFestsetzung der im 8 16 aufgeführtenPflegekosten kann durch Beschlußdes
Provinzialausschussesmit Genehmigung des Ministers erfolgen, sondern es soll nach dem Wörtchen
„kann" noch der Passus „bis auf weiteres" eingeschaltet werden. Es würde demgemäß nach § 16»,
heißen: Die anderweitigeFestsetzung der im ß 16 aufgeführtenPflegesätze kann bis auf weiteres
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durch Beschlußdes Pruvinzialausschussesmit Genehmigung des Ministers erfolgen. Dasselbe soll
auch unter Nummer 2 ebenfalls eingeschoben werden hinter § 25 im § 25a: Die anderweitige
Festsetzungder im § 25 aufgeführten Pflegekostenkann bis auf weiteres usw., und ebenfalls
unter Nummer 3.

Wir gehen dabei auch vou der. Auffassungaus, daß, wenn sich unsere Verhältnisse einmal
konsolidierthaben, dann das alte Recht möglicherweise wieder in Kraft treten kann, daß der Pro-
vinzinllandtag nach wie vor die Pflegesätze bestimmt.

Ich empfehleIhnen, in dieser Fassung dem Antrage zuzustimmen.
VorsitzenderDr. Zaires: Das Wort hat Herr AbgeordneterOrlopp.
AbgeordneterOrlopp: Meine Damen und Herren! Es ist eigentlich selbstverständlich,

daß die Gebührenordnung in etwa der kommenden Geldentwertung angepaßt werden muß. Das
schließtaber nicht aus, daß das Reglement, das wir uns gegeben haben, bleibt. Wir haben doch
starke Bedenken, daß, wenn das Reglement jetzt geändert wird, es dann schwer hält, die Rechte,
die man dem Provinzialausschuß gegeben hat, wieder auf das Plenum des Landtags zurückzuüber-
tragen. Aus dem Grunde haben wir den Abänderungsantrag gestellt.

Wenn Herr Landesrat Dr. Horion hier sagt, der Minister werde die Zustimmung dazu
nicht geben, provisorischfür ein Jahr dem Ausschuß das Recht zu übertragen, dann wird der
Minister bestimmt auch nicht dieser provisorischen Fassung des Reglements seine Zustimmung geben.
Wenn heute der Landtag beschließt: Für ein Jahr übertragen wir das Recht der Festsetzung der
Pflegekostendem Provinzialausschuß, dann möchte ich doch die vorgeordneteBehörde einmal sehen,
die das ablehnen würde.

Wir stehen grundsätzlichauf dem Standpunkt, daß die Rechte der Abgeordneten unter
keinen Umstünden beschnittenwerden dürfen, auch nicht vom Provinzialausschuß. Wir sehen im
Provinzialausschuß nichts anderes als ein ausführendes Organ des Provinziallandtags. Genan so,
wie in den Städten das Beigeordnetenkollegiumausführendes Organ des Stadtverordnetenplenums
sein soll, genau so soll der Provinzialausschuß ein ausführendes Organ des Provinziallandtags
sei». Das können wir selbstverständlich heute uicht ändern, aber das eine tonnen wir verhüten,
daß man nun in dem Reglement dem Provinzialausschuß noch weitere Rechte gibt. Aus dem ein¬
fachen GruNde haben wir den Antrag gestellt, für das laufende Jahr dem Provinzialausschuß diese
Rechte zu übertragen und dann erneut für die spätere Zeit dazu Stellung zu nehmen.

Der Antrag der KommunistischenPartei, der bezweckt, daß bis zu 50 000 Mark Ein¬
kommen keine Pflegesätzeerhoben werden sollen, wird, so gut wie er gemeint ist, nicht das treffen,
was die Antragsteller damit wollen. Die Sache liegt doch nun einmal so, daß die Städte, die
die Kosten tragen müssen — sei es, daß sie die Pflegekostentragen, oder sei es, daß die Kosten
im Umlageverfahren erhoben werden —, kein Recht haben, über die Steuern, die sie in den
Städten erheben, zu verfügen. Die Rechte der Städte sind bekanntlich sehr beschnitten,die Steuer¬
hoheit ist ihnen genommen. So bleibt den Städten nichts anderes übrig, als Gas, Wasser, Elek¬
trizität usw. zu versteuern, und damit müßten dann letzten Endes die Zöglinge bezahlt werden,
deren Eltern ein Einkommen von 50000 Mark haben oder die selbst ein solches Einkommen
beziehen. Das kann der Wille der Antragsteller unmöglich sein. Das hieße ja, daß man die
Pensionäre, die auf ihre Pension angewiesensind, die Arbeiter und die Angestelltenmit 20- bis
30 000 Mark Gehalt zwingen würde, die Pflegekostenfür Leute zu bezahlen, die ein Einkommen
bis zu 50000 Mark haben. Das kann, wie gesagt, der Wille der Antragsteller nicht sein, und
aus diesem einfachen Grunde lehnen wir den Antrag ab. Solange den Städten nicht die Möglichkeit
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gegeben ist, die Steuern von der besitzenden Schicht zu erheben, solange man in den Städten auf
indirekte Steuern angewiesen ist, solange kann man eine derartige Grenze hier unmöglich festlegen.

Der Antrag auf Abschaffung der Klassen ist schon im vergangenenFahre gestellt worden.
Daß wir ihm zustimmen,ist eigentlichselbstverständlich.

Noch eins: Ich werde aus der Vorlage insofern nicht recht schlau, als ich nicht weih,
ob bei den Kosten,die uns die Kranken verursachen, die Verwaltungskosten,die Kosten für die Aerzte,
für die Pfleger usw., eingerechnetsind. In dem Gesetz über den Unterstützungswohnsitz heißt es
ausdrücklich,daß Verwaltungskostenusw. nicht eingerechnetwerden dürfen. Die Vorlage ergibt
das nicht klar. Vielleicht wird Herr Landesrat Dr. Horion nachher darauf antworten

Wir hoffen, daß, wenn nun in Zukunft der Provinzialausschuß die Sätze in etwa der
Geldentwertung anpaßt, dann auch die Klagen in etwa aufhören, wie wir sie heute vielfach aus
den Anstalten hören. Meine Damen und Herren, ich will mich heute hier nicht hinstellen und
Ihnen die Beschwerdenvortragen. Ich habe ein dickes Aktenheft voll Beschwerden,speziell über
das Essen, vorliegen. Ich werde das in den zuständigenKommissionenvorbringen. Aber eins ist
bestimmt, daß dieses ungeheure Heer vou Klagen nicht ganz aus den Fingern gesogen ist; es ist
selbstverständlich,daß bei einer derartigen Anzahl Klagen irgend etwas faul sein muß innerhalb
der Anstalten. Es muß Aufgabe der Kommissionen,die diese Anstalten besuchen,sein, hier nach
MöglichkeitAbhülfe zu schaffen. Leider bekommen wir da von der Verwaltung nicht das genügende
Interesse entgegengebracht. Wir haben heute Kommissionen,die diese Anstalten besichtigensollen;
sie sind heute ungefähr zwei Jahre im Amt. In diesen zwei Jahren ist es uns nicht möglich
gewesen, die Anstalten nur einmal zu besuchen, vielwenigersie dann zu besuchen, wenn es in unserem
Interesse war. Sie haben ja damals unseren Antrag, der dahin ging, daß die Kommissions-
mitglieder in der Lage sein sollten, die Anstalten zu besuchen, indem man ihnen zum mindesten die
Fahrkosten ersetzte, abgelehnt. Dadurch haben Sie einem ganzen Teil der Abgeordneten die
Möglichkeitgenommen,die Anstalten zu besuchen, weil ein ganzer Teil der Abgeordneten nicht in
der Lage ist, aus eigenen Mitteln die Kosten zu bestreiten. Nun wäre es 'an der Verwaltung
gewesen, in etwa hier vorwärts zu helfen. Bis heute haben wir von den Heil- und Pflege¬
anstalten erst einen ganz kleinen Bruchteil besucht. Bei gutem Willen der Verwaltung wäre es
möglich gewesen, zum mindesten über die Fälle Aufschluß zu geben. Aber heute liegt es bei uns so:
Wir sind Mitglieder der Fachkommission, uns werden die Beschwerden gegeben, und wir sind noch
nicht einmal in der Lage, im einzelnenzu sagen, wie der Küchenbetriebda aussieht und wie dieses
oder jenes aufgezogen ist. Ich hoffe, daß die Verwaltung in Zukunft etwas mehr tut, um die
Abgeordnetenüber die Tätigkeit innerhalb der Anstalten zu unterrichten.

VorsitzenderDr. Zaires: Das Wort hat Herr Landesrat Dr. Horion.
Landesrat Dr. Horion: Meine Herren! Ich möchte auf die Beschwerdenin bezug

auf die Anstalten — wohl im Sinne des Hauses — im Augenblick nicht eingehen. Das wird
ja Gegenstand eingehenderAuseinandersetzungim nächsten Provinziallandtag sein.

Nur auf die angeregte Rechtsfrage, die Herr Orlopp vorgebrachthat, möchte ich kurz
antworten. Er fragt, ob in den angegebenenSelbstkosten, die jetzt mit 39 Mark hier angesetzt
sind, auch die sog. allgemeinen Verwaltungskosten der Anstalten — beispielsweisedie Kosten
des Direktors, der Aerzte, des Personals und der Heizung — enthalten sind, und er glaubt, daß
es dem Gesetz widerspräche, wenn diese Kosten bei den Pflegesätzenmitberücksichtigt würden.

Was bei dem Satz von 39 Mark nicht berücksichtigt ist, ist hier ausdrücklich augegeben.
Es ist nicht berücksichtigt die Verzinsung und Amortisation des Anlagekapitals; nicht berücksichtigt
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sind auch die Verwaltungskostender Zentralstelle hier in Düsseldorf. Dagegen sind eingerechnet
alle allgemeinen Verwaltungskostender Anstalten selbst. Das widersprichtaber auch nicht dem
Gesetz. Das Unterstützungswohnsitzgesetz regelt lediglichdie Beziehungen zwischen Armenverbänden,
regelt aber nicht die Beziehungenzu dem Kranken, der auf Selbstlosten oder auch auf Kosten eines
Armenverbandes in eine Anstalt hineingelegt wird. (Sehr richtig!) Vielmehr kann in diesem
Falle die Anstalt ihre Pflegesätzeauch unter Berücksichtigungder allgemeinen Verwaltungskosten
festsetzen. Lediglich, wenn ein Armenverbandvon anderenArmenverbändenKostenerstattungverlangt,
dann sollen die allgemeinenVerwaltungskostennicht berücksichtigt werden. Infolgedessenwerden ja
auch hier, wo es sich um die Erstattung der sog. Spezialkosten handelt, die von den anderen
Armenverbändeneingezogenwerden, nicht unsere gesamtenKosten, sondern nur etwa zwei Drittel
der Kosten berücksichtigt. Wenn es sich aber um die Zahlung der Kosten an die Anstalt handelt,
so findet diese Bestimmung des Unterstützungswohnsitzgesetzes keine Anwendung.

VorsitzenderDr. Zaires: Das Wort hat Herr AbgeordneterTheißen.
AbgeordneterTheißen: Meine Damen und Herren! Wir haben gegen den vorliegenden

Antrag sowohl grundsätzliche wie besondere Bedenken und Einwendungen. Der Sprecher der Ientrums-
fraktion hat ganz richtig gesagt, daß es sich im wesentlichen darum handelt, Kompetenzenvom
Provinziallandtag an den Provinzialausschuß abzugeben. Das bedeutet, im Grunde genommen,
eine Verschiebungder demokratischen Rechte. Der Provinziallandtag hat wenigstens den Vorteil,
daß er alles öffentlich bespricht und verhandelt. Das ist beim Provinzialausschuß nicht der Fall.
Wir tonnen im Provinzialausschußdurchaus keine demokratische Einrichtungin unserer demokratischen
Republik sehen. Eine Behörde, die durch Eidschwur vor der Oeffentlichkeit geschützt ist, ist alles
andere als eine demokratische Einrichtung. Es liegt also absolut nicht im Sinne des demokratischen
Gedankens, der demokratischen Idee, die Sie doch alle vertreten. Wir haben ja die demokratische
Einheitsfront heute morgen zweimal bewundern können. Im Sinne dieses Gedankens liegt, daß
Sie die Verschiebungder Kompetenzenablehnen.

Sachlich, iein finanziell betrachtet, haben wir aber ebenso schwere Bedenken. Sie bestehen
darin, daß man durch die Erhöhung der Pflegesätze die Möglichkeit hat, Unterstützungs- oder
Erstllttungspflichtige zu höheren Beiträgen heranziehen zu können. Dies ist ja auch wohl der
eigentlicheGrund des ganzen Antrages. Zahlen muß die Provinz auf jeden Fall. Sie zahlt
entweder, wie es vorgeschlagen ist, indem sie andauernd die Satze erhöht. Darüber sind wir uns
wohl alle einig, und es bedürfte gar keiner eingehendenDarlegungen, daß unsere Geldverhältnisse
etwas schwankend sind (Heiterkeit); daß die Kosten jeden Tag rasend steigen, das ist uns allen
klar. Aber etwas anderes ist es, wie die Lasten, die dadurch entstehen,nun verteilt werden. Es
bestehen zwei Möglichkeiten:Entweder man wälzt diese Lasten auf die Erstattungspflichtigen ab,
d. h. auf diejenigen Eltern usw., die einen körperlichenoder geistigen Krüppel in der Pflege
einer Heilanstalt haben, oder aber, es entsteht ein Defizit im Gesamthaushaltsplan der Provinzial-
verwaltung, das natürlich auch gedeckt weiden muß. Die Deckungsfmgeist in dem einen Falle
ganz offenkundig: Man will diejenigendamit belasten, die schon schwer genug dadurch getroffen
sind, daß sie einen Krüppel haben. Es sind meistens die unteren Schichten der Bevölkerung, die
Arbeiterkreise,denn die wohlhabendenLeute, die den großen Geldsack haben, schicken ihre körperlichen
Krüppel in Privatpflege und ihre geistigenmeistens in Staatsämter. (Heiterkeit.) Die Abwälzung
der Lasten auf die unteren Schichten ist also zweifellos beabsichtigt. Da nun gar keine Kontrolle
mehr, vom Provinzillllandtage ans besteht, wie man das festsetzt, und sich diese ganze Angelegenheit
dem öffentlichen, politischenUrteil entzieht, sind wir grundsätzlich gegen diese Regelung der Frage;
wir lehnen sie also ab.
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Unser Antrag, eine obere Grenze für die Heranziehung der Beitragspflichtigenfestzusetzen,
ist nicht so zu verstehen, wie Herr AbgeordneterOrlopp es aufgefaßt hat; seine Schlußfolgerungen
sind irrig. Ich habe schon einmal auf unsere sehr unstabile Valuta hingewiesen. Man kann nicht
sagen, ob die Grenze von 50000 Mark in 14 Tagen auch noch passend ist, ob man dann nicht
schon 60 000 wählen müßte. Das ist alles richtig. Wir haben damit lediglich beabsichtigt —
was ich schon vorhin ausgeführt habe —, daß diejenigen,die an und für sich vom Schicksal schwer
betroffen sind — zweifellos fast durchwegAngehörige der werktätigenKlasse —, vor den harten
Zugriffen der Verwaltung, nicht allein der Provinzialverwaltung, sondern auch der Armenverbände
möglichst geschütztwerden. Das kann in etwa dadurch geschehen, daß der Provinziallandtag erklärt:
50000 Mark, das ist eine Einkommensgrenze,die mindestens erreicht sein muß, wenn man von
den Leuten noch Beiträge fordert.

Ueber die Abschaffung des Klassensystems hat der Vertreter der Provinzialverwaltung sich
dahin geäußert, daß da ein Antrag vorliege, daß aber das notwendigeMaterial zu diesem Antrage
erst dem nächsten Provinziallandtag vorgelegt werde. Das Warum, die eigentlicheBegründung
dafür, daß das bis jetzt nicht erfolgen konnte, ist mir nicht ganz klar geworden. Ich finde im
Gegenteil: Wenn man an ein grundlegendesRecht des Provinziallandtags tasten will, indem man
diefe Verfchiebungder Kompetenz vornimmt, daß man dann zunächst einmal die wichtigstedazu¬
gehörige Materie auch gleich mit Hütte erledigen können. Ich kann durchaus keine sachliche
Begründung für diese Verzögerung der Angelegenheitfeststellen. Wir halten daran fest, daß die
Klaffen abgeschafft werden müssen, daß die Hilfsbereitschaft, die in diesem Falle die Gemeinschuft
— der Staat, die Provinz — ausübt, sich nicht nach der Größe des Geldsacks,sondern lediglich
nach dem Bedürfnis richten muß. Ein anderer Standpunkt ist fowohl von sittlichenwie von rein
vernünftigen Prinzipien aus gar nicht möglich.

Wir bitten deshalb um Ablehnung des vorliegendenAntrags und um Annahme unserer
Anträge.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterHaas.
AbgeordneterHaas: Meine Damen und Herren! Ich habe nur einige kurze Erklä¬

rungen namens meiner Fraktion abzugeben. Wir stimmen der Vorlage zu, nachdem sich der
Aeltestenrat damit einverstandenerklärt hat, daß in den Antrag des Provinzialausschussesjedesmal
in den einzelnen Paragraphen 16a, 25a und 7» die Worte eingefügt werden „bis auf weiteres".
Wir sind der Auffassung, daß wir in der jetzigen Zeit, wo unsere Geldverhältnissenicht, wie der
Vorredner meint, etwas, sondern sehr schwankend sind (Sehr richtig!), nicht mehr mit der jeweiligen
Erhöhung der Pflegesätze warten können, bis der Provinziallandtag zusammentritt, sondern wir
müssen es schon einer Körperschaftübertragen, die öfter zusammen kommt und öfter Gelegenheit
hat, zufammenzu kommen. Das soll aber lediglich ein vorübergehenderZustand sein. So wie
wir hoffen, daß unsere Oeldverhiiltnisseeinmal wieder stabiler werden, so hoffen wir eben auch,
daß wir möglichst bald diesen Zustand wieder ablösen können. Wir legen es also durchaus nicht
so fest, daß wir es überhaupt nicht mehr ändern können, fondern, ob wir den Antrag annehmen
„nach einem Jahr" oder ob wir die Worte „bis auf weiteres" hineinsetzen, in dem Augenblick, wo
der Provinziallandtag bereit ist, das zu ändern, wird es geändert. (AbgeordneterOrlopp: Ohne
Reglementsänderung?) Es ist genau dasselbe, ob wir das Reglement ändern oder nicht. Wenn
wir einen Antrag annehmen würden „bis auf weiteres", fo müßte eben auch der Provinziallandtag
entscheiden, wann der Augenblick gekommen ist, daß er wieder felbst die Pflegesätze festsetzen will.
Dasselbe ist es auch, wenn wir das Reglement ändern. Das Reglement ist jederzeit durch einen
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Beschluß des Provinziallandtags zu ändern. Aus diesem Grunde haben wir keine Bedenken
dagegen, besonders, wo bisher alle Redner sich auf den Standpunkt gestellt haben, daß sie grund¬
sätzlich der Meinung sind: Es ist eine Frage des Plenums, des Parlaments, und nicht eine Frage
des Ausschusses.

Noch einige Worte zu dem Antrage der Kommunisten. Meine Fraktion wird in dem
Sinne für den Antrag stimmen, daß er mit dem Antrage meiner Parteifreunde aus dem letzten
Landtage verbunden und damit der Provinzialverwaltung überwiesenwird, die auf Grund des
damaligen Antrages dem Provinziallandtag eine Vorlage macheu soll. Ich glaube, daß wir iu
dem Augenblick,wo wir so den Antrag der Kommunistenbehandeln, mindestenserreichen, daß er
mit der Vorlage des Provinzialausschussesin ihrer Gesamtheit besprochen weiden kann.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort wird nicht weiter gewünscht. Die Erörterung
ist geschlossen.

Zum Gegenstande selbst liegen zwei Anträge vor. Zunächst der Antrag des Provinzial¬
ausschusses,erweitert und ergänzt durch den Antrag des AbgeordnetenHaas, der von der Zentrums-
Partei unterstützt worden ist und dahingeht, in allen 3 Ziffern hinter dem Wörtchen „kann" die
Worte „bis auf weiteres" zuzusetzen, ferner der Antrag der UnabhängigenFraktion, der die Gültig¬
keit auf die Dauer eines Jahres bezw. bis zum Zusammentreten des nächsten Provinziallandtages
beschränkt haben will.

Ich halte den ersten Antrag für den weitergehendenund lasse über ihn abstimmen. Ich
bitte diejenigen,die für den Antrag des Provinzialausschussesmit den Zusätzen „bis auf weiteres"
sind, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit.

Ich lasse alsdann über den Antrag der Kommunistischen Fraktion abstimmen. Er verlangt:
1. Abschaffung des jetzigen Klassensystems in den Provinzialanstalten; 2. Erstattungspflichtigemit
einem Einkommen von weniger als 50000 Mark sind von der Kostenbeitragspflichtbefreit; bei
höheren Einkommensind die Beiträge dem Einkommenentsprechend abzustufen. Ich bitte diejenigen,
die für diesen Antrag sind, sich zu erheben. — Das ist die Minderheit. (Rufe: Gegenprobe!) —
Das ist die Mehrheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Damit ist Punkt 1 der Tagesordnung erledigt. Vor Uebergang zu Punkt 2 hat das
Wort Herr Abgeordneter Heuser.

Abgeordneter Heuser: Meine politischen Frennde haben das Bedürfnis, namentlich,
nachdemnoch der Zusatzanlrag der SozialdemokratischenFraktion eingegangenist, die Angelegenheit
ihrer Bedeutung entsprechendnoch einmal zum Gegenstand einer Fraktionsberatung zu machen.
Ich stelle daher namens der Zentrumsfmktion den Antrag, die Angelegenheitjetzt von der Tages¬
ordnung abzusetzen und sie als letzten Punkt der um 4 Uhr stattfindenden Plenarsitzung wieder
erscheinen zu lassen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Sie haben den Antrag gehört; er geht auf Vertagung bis zu
der um 4 Uhr stattfindendenVollsitzung. Ich bitte diejenigen, die für die Vertagung sind, sich
zu erheben.— Die Mehrheit kann zweifelhaft sein. — Die Mehrheit ist jetzt unzweifelhaft vorhanden.

Damit ist die Tagesordnung der zweiten Sitzung erledigt. Wir vertagen uns auf 4 Uhr,
diesmal aber ganz pünktlich.

(Schluß 2 Uhr 25 Minuten).
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Dritte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf,am 14. März 1922.

(Beginn 4 Uhr 25 Minuten).

1. Eingänge,
2. Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Wahl des Landeshauptmannes,
3. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Wahl zweier Landesräte,
4. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Vornahme der Wahl von

Mitgliedern und stellvertretendenMitgliedern des Provinzialausschusses,
5. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Vornahme der Wahl des stell¬

vertretenden Vorsitzendendes Provinzialausschusses,
6. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Bereitstellung eines Betrages

von 3 600000 Mark zur Gewährung von Arbeitgeberzuschüssen zum Bau von Wohnungen
für Beamte und Angestellteder Provinzialverwaltung.

Vorsitzender Dr. Jarres: Die Sitzung ist eröffnet. Es sind zunächst folgende Eingänge
mitzuteilen.

Herr Dr. Schüler hat sich für die diesmalige Tagung entschuldigt.
Herr Dr. Graf Adelmann von Adelmannsfelden teilt mit, daß er sein Amt als stell¬

vertretendes Mitglied des Provinzialausschussesniederlegt.
Feiner sind mehrere Petitionen von Beamtenorganisationenund Beamten der rheinischen

Provinzialverwaltung zu der vom Provinzialausschuß erfolgten allgemeinen Neuregelung der
Besoldungsverhältnisfeeingegangen. Der Aeltestenrat schlägt vor, diese Eingaben, ebenso wie eine
Eingabe des Dekans Steem, dem ersten Fachausschußzu überweisen.— Dagegen erhebt sich kein
Widerspruch.

Wir treten dann in die Tagesordnung ein und kommen zu Punkt 2: Antrag des
Provinzialausschusses, betreffend die Wahl des Landeshauptmanns.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterI)r. Adenauer.
AbgeordneterDr. Adenauer: Meine Damen und Herren! Der Provinzialausschuß

empfiehlt IHnen durch meinen Mund, die Wahl auf der Grundlage der Bedingungen, die in der
Drucksache wiedergegeben sind und die den üblichenInhalt haben, vorzunehmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Nach dem Wahlreglement,das für alle Wahlen des Provinzial-
landtags gilt, sollen Wahlen, welche auf dem Provinziallandtage selbst vorzunehmen sind, durch
Akklamation vorgenommenwerden können, sofern niemand Widerspruch erhebt. Ich weiß nicht,
ob gewünscht wird, die Wahl durch Zuruf vorzunehmenund welche Vorschlägezu machen sind.

AbgeordneterDr. Wesenfeld: Ich schlage vor, durch Zuruf Herrn Landesmt Dr. Horion
Zum Laudeshlluptmann zu wählen.

AbgeordneterHoffmann: Ich möchte Stimmzettelwahl beantragen.
VorsitzenderDr. Iarres: Damit ist Widerspruch erhoben worden; es muß die Wahl

durch Stimmzettel vor sich gehen. Zu diesem Zwecke sind zunächst die stimmberechtigten Provinzial-
3*



20 62. RheinischerProvinziallandtag, 3. Sitzung am 1 4. Mär z 1922,_____________

landtllgsmitgliederin der Reihenfolge zu. verlesen,wie sie in der Wählerliste verzeichnet sind. Ich
bitte also den Herrn Schriftführer, die Namen vorzulesen. (Es folgt die Feststellungder Stimm¬
berechtigten.)

Nach dem Wahlreglement ist sodann der Wahlvorstand zu bilden, der aus dem Vor¬
sitzenden des Provinziallandtags und 2 oder 4 Beisitzern besteht. Ich möchte vorschlagen,der
Einfachheit halber die beiden Herren Schriftführer zu Beisitzern zu ernennen. Bedenken weiden
nicht erhoben. Ich bitte also Herrn Elfes, Protokollführer zu sein, und Herrn Weyers, als
Stimmzähler zu fungieren. Ich verpflichte die beiden Herren durch Handschlagan Eidesstatt, wie
es vorgeschrieben ist. (Heiterkeit.) Die Wahlurne steht hier; die einzelnenStimmzettel sind ver¬
teilt. Sie werden jetzt einer nach dem anderen aufgerufen. Ich bitte dann die Damen und
Herren, die ihr Wahlrecht ausüben wollen, sich hierher zu bemühen und ihren Stimmzettel verdeckt
abzugeben. (Es folgt der Aufruf sowie die Abgabe der Stimmzettel.) Sind noch Wahlberechtigte
hier im Saale, die ihr Wahlrecht ausüben wollen? Das ist nicht der Fall. Dann ist die Wahl¬
handlung geschlossen.Ich bitte, die Stimmen zu zählen. (Es folgt die Zählung.)

Meine Damen und Herren! Das Ergebnis der Wahl ist folgendes: Es sind 143
Stimmzettel im ganzen abgegeben worden. Ungültig von diesen Stimmzetteln war keiner. Es
sind also 143 gültige Stimmzettel abgegebenworden. Von diesen enthalten den Namen „Horion"
126 und „Hoffmann" 17. Herr Dr. Horion ist damit zum Landeshauptmann gewählt.
(Lauter Beifall.)

Sind Einwendungen gegen die Gültigkeit der Wahl Zu erheben? Das ist nicht der Fall.
Herr Landesrat Dr. Horion, ich habe die Freude, Ihnen mitzuteilen, daß Sie mit großer

Stimmenmehrheit des Landtages zum Landeshauptmann unserer Provinz gewählt worden sind. Ich
darf Ihnen meinen herzlichsten Glückwunsch aussprechenund meiner Hoffnung Ausdruckgeben, daß
diese Wahl unserer Provinz zum reichen Segen gereichen wird. (Bravo!)

Landeshauptmann Dr. Horion: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das für
mich fo außerordentlichehrenvolleErgebnis der Wahl, die Sie soeben getätigt haben, ist für mich
der Beweis eines außerordentlichenVertrauens, das Sie in mich setzen. Ich sage Ihnen hierfür
meinen aufrichtigstenDank. Aber ebenso verantwortungsvoll wie auf Ihrer Seite die Wahl, ist
auf meiner Seite die Erklärung über die Annahme der Wahl. Ich kann dieselbe um so eher
abgeben, als mir ja der Wirkungskreis, der mich erwartet, nicht unbekannt ist. So erkläre ich
denn, daß ich im Vertrauen auf Gottes Hilfe, im Vertrauen aber auch auf meine eigene Kraft
und Arbeitsfähigkeit, im Vertrauen auf die Hilfe meiner Mitarbeiter und vor allem in der Hoff¬
nung auf das verständnisvolleZusammenarbeiten mit diesem hohen Hause und dem Provinzial-
ausschuß, die Wahl zum Landeshauptmann der Rheinprovinz annehme. (Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender I)r. Zaires: Meine Damen und Herren! Wir kommen zu dem folgenden
Punkte der Tagesordnung:

Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Wahl
zweier Landesräte.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterI)r. Adenauer.
Abgeordneter Dr. Adenauer: Meine Damen und Herren! Die Geschäfte innerhalb

der Provinzialverwaltung haben sich, wenigstens in einem Teile, vermehrt und kompliziert. Eine
Veränderung in der Verteilung der Geschäfte erscheintaus mannigfachen Gründen zurzeit nicht
möglich. Es ist ferner erwünscht,daß auch Angehörigeneiner Partei, die bisher in der Verwaltung
der Rheinprovinz nicht vertreten war, Gelegenheitgegeben wird, in diesem Kollegiummitzuarbeiten.
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Aus diesen Gründen heraus wird Ihnen vorgeschlagen,nachdem durch die Wahl des
Herrn Landesrats Dr. Horion eine Landesratsstelle frei geworden ist, diese Stelle wiederum zu
besetzen und ferner noch eine zweite Stelle zu schaffen. Die Bedingungen, unter denen die Herren
zu wählen sind, sind die üblichen; sie sind aus der Druckfache zu erfehen. Die Wahl würde —
fo schlägt Ihnen der Provinzialausschuß vor — sofort vorzunehmen sein und, wenn ich etwas
Persönliches hinzufügen darf, per Akklamation,damit wir nicht weitere Zeit verlieren.

Vorsitzender Dr. Zaires: Meine Damen und Herren! Sie haben die Vorschläge gehört.
Ich stelle zunächst fest, daß fich kein Widerfpruchdagegen erhebt, daß die Wahl durch Zuruf erfolgt.

Darf ich dann um Namensvorschlägebitten?
Abgeordneter Haas: Ich schlage als Landesräte den Schriftleiter Paul Geilach und

den BürooberinspektorHans Wingender vor.
VorsitzenderDr. Iarres: Wird getrennte Abstimmung gewünscht? Das ist nicht der

Fall. Dann stelle ich die beiden Vorschläge zur gemeinschaftlichen Abstimmung. Ich bitte die
Herrschaften,die für die Annahme der Vorschläge sind, sich von den Sitzen zu erheben. — Das ist,
soweit ich sehe, einstimmig. (Bravo!)

Wir kommen zu dem folgenden Punkt der Tagesordnung:
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Vornahme
der Wahl von Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern des Pro-
vinzialausschnsses.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Adenauer.
AbgeordneterDr. Adenauer: Meine Damen und Herren! Unser verehrter KollegeHueck

ist uns leider durch den Tod entrissen worden. Seine Stelle im Provinzialausschuß ist neu zu
besetzen. Dann hat sein Amt als Mitglied des ProvinzialausschussesHerr Gerlach, der eben zum
Landesrat gewählt worden ist, niedergelegt. Auch diese Stelle ist zu besetzen. Ferner hat der
Abgeordnete Regierungspräsident Graf Adelmann fein Amt als stellvertretendes Mitglied des
Provinzilllausfchuffesniedergelegt. Der Provinzialausschuß empfiehlt Ihnen, auch hierfür Neu¬
wahlen vorzunehmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und Herren! An sich muß der Provinzial¬
ausschuß nach dem Verhältniswahlsystem gewählt werden. Weil es sich aber hier um Ersatz¬
mitglieder handelt, das Stärkeverhältnis unter den Gruppen also nicht verschoben wird, halte ich
es für unbedenklich,die Wahl durch Zuruf vorzunehmen. — Dagegen wird lein Widerspruch
erhoben. Darf ich dann bitten, die Vorschlägezu machen?

AbgeordneterDr. Wesenfeld: Ich schlage vor, an Stelle des Herrn Geheimrats Hueck
Herrn Direktor Pattberg zum ordentlichenMitglied und an seiner Stelle den Herrn Gutsbesitzer
Andres zum stellvertretendenMitglied zu wählen.

Abgeordnetervi>. Adenauer: Meine Herren! Dieser Punkt steht nicht auf der Tages¬
ordnung. Er kann also nur verhandelt werden, wenn kein Widerspruchdagegen laut wird.

VorsitzenderDr. Iarres: Doch, es steht auch auf der Tagesordnung: „Wahl von
Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern".

AbgeordneterDr. Adenauer: Ich möchte doch darauf aufmerksam machen, daß es in
der Vorlage heißt: Das Mitglied Herr Hueck ist gestorben; ausgeschiedensind Herr Gerlach und
das stellvertretende Mitglied Graf Adelmann. Der Provinziallandtag wird für die ausgefchiedenen
Mitglieder eine Neuwahl vorzunehmen haben. Nunmehr wird durch den Vorschlag des Herrn
Kollegen Wesenfeld ein weiterer Posten, der eines stellvertretendenMitgliedes, frei. Es ist eine
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Formalität, meine Herren, ich möchte nur darauf aufmerksammachen. (Zuruf Dr. Kaiser: Es ist
aber ausdrücklich im Aeltestenrat beschlossenworden!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Damit wir sicher gehen, stelle ich fest, daß sich gegen die
Verhandlung auch dieses Punktes kein Widerspruch erhebt. Im übrigen steht aber der Punkt:
„Wahl von stellvertretenden Mitgliedern" auf der Tagesordnung, wenn er auch in der Vorlage
des Provinzialausschussesnicht behandelt wird.

Gegen die Vorschlägevon Herrn Dr. Wesenfeldsind Einwendungennicht erhoben worden.
Ich stelle fest, daß sie angenommensind.

AbgeordneterMönnig: Au Stelle des Grafen Adelmann schlage ich vor, Herrn Landmt
Dr. Saaßen zu wählen.

Vorsitzendervi-. Iarres: Sie haben den Vorschlaggehört. Wird Widerspruchdagegen
erhoben? Das ist nicht der Fall. Auch diese Wahl ist erfolgt.

AbgeordneterHaas: An Stelle des Abgeordneten Gerlach schlage ich vor, den Abgeordneten
Otto Bauknecht (Koblenz), zu wählen.

VorsitzenderDr. Iarres: Auch dieser Vorschlag ist mir zur Kenntnis gekommen,ohne
daß er Widerspruchfindet. Der Vorschlag ist angenommen.

Ich frage die Herren, soweit sie gewählt sind, ob sie die Wahl annehmen. Herr Landrat
Dr. Saaßen? (AbgeordneterDr. Saaßen: Ja!) Herr Pattberg? (AbgeordneterPattberg: Ja!)
Herr Andres? (AbgeordneterAndres: Ja!) Herr Bauknecht? (AbgeordneterBauknecht: Ja!)

Ebenso darf ich Herrn Oerlach fragen, ob er die Wahl zum Landesrat annimmt.
(Zuruf: Ist nicht da!)

Wir kommen zum folgenden Punkt:
Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses, betreffend Vornahme der
Wahl des stellvertretenden Vorsitzenden des Provinzialausschusses.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Adenauer.
AbgeordneterDr. Adenauer: Meine Damen und Herren! Die Stelle eines stellver¬

tretenden Vorsitzenden des Provinzialausschusseswar von Herrn Hueck bekleidet worden. An seiner
Stelle ist eine Neuwahl aus den Mitgliedern des Provinzialausschussesvorzunehmen. Der Provin-
zialausschußempfiehlt Ihnen, diese Wahl heute zu tätigen.

VorsitzenderDr. Iarres: Sie haben den Vorschlag gehört. Er findet an sich keinen
Widerspruch. Ich bitte dann um Vorschläge.

Abgeordneter Haas: Ich schlage zum stellvertretenden Vorsitzendendes Provinzial¬
ausschusses den AbgeordnetenBauknechtvor.

Vorsitzender vi-. Iarres: Sie haben den Vorschlaggehört. Als stellvertretenderVor¬
sitzender des Provinzialausschussesist Herr Abgeordneter Bauknecht vorgeschlagen worden. Der
Vorschlag findet keinen Widerspruch. Ich stelle seine Annahme fest.

Wir kommen zum letzten Punkt der Tagesordnung:
Bericht und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Bereit¬
stellung eines Betrages von 3600000 Mark zur Gewährung von Arbeit¬
geberzuschüssen zum Bau von Wohnungen für Beamte und Angestellte der
Provinzalverwaltung.

Damit werden folgende Anträge verbunden. Zunächstein Antrag der Sozialdemokratischen
Fraktion:

„Dem Provinzialausschuß ist innerhalb 6 Wocheneine Vorlage vom Landeshauptmann
zu machen, aus welcher hervorgeht die Anzahl der Dienstwohnungender Provinz, wo
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sie liegen, wer sie bewohnt, wieviel Räume sie haben und welche Miete dafür gezahlt
wird. Ferner ist anzugeben,wieviel Personen die Wohnung bewohnen. Zu den Fest¬
stellungen in der Verwaltung und den einzelnenAnstalten sind die Betriebsräte und
Beamtenausschüsse zuzuziehen."

Dazu ein Antrag der Zentrumsfraktion:
„Dem Provinzialllusschußwird überlassen, über die Mitwirkung der Betriebsräte und
Beamtenausschüsse bei der Aufnahme der Statistik Näheres zu bestimmen."

Endlich ein Antrag der Zentiumsfrattion:
„Der Provinzilllausschuß soll dem nächsten Provinziallandtage eine Vorlage machen,
durch die unter denselben Voraussetzungenwie bei dem heutigen Beschlusseweitere
Mittel zum Bau von Wohnungen für Beamte uud Angestellte,an den Provinzial-
cmstalten bereitgestelltweiden."

Ich erteile nunmehr das Wort dem Berichterstatter, Herrn Landesbaurat Baltzer.
Landesbaurat Baltzer: Meine Damen und Herren! Die große Wohnungsnot, deren

Wirkung auf die AllgemeinheitIhnen ja zur Genüge bekannt ist, besteht für die Beamten und
Angestelltender Provinzialverwaltung in erhöhtem Maße. Hierfür sind verschiedene Gründe aus¬
schlaggebend;die Angelegenheitteilt sich in Wohnungsfürsorge für die Beamten und Angestellten
der Piovinzilllanstaltcn und für die Beamten und Angestelltender Zentralverwaltung.

Die Gründe, weshalb bei den Beamten und Angestellten der Anstalten die Wohnungsnot
besondersgroß ist, sind folgende: Bei Erstellung der Anstalten ist nur eine verhältnismäßig kleine
Zahl von Wohnungen errichtet worden, entsprechend dem Bedürfnis, daß nur ein kleiner Kreis von
Beamten und Angestellten dauernd der Verwaltung Zur Verfügung stehen muß. Inzwischen hat
der Provinziallandtag und auch der Provinzilllausschußin den Jahren 1919, 1920 und 1921, dem
gesteigertenWuhnungsbedttrfnis Rechnung tragend zwar erhebliche Summen für die Errichtung
weiterer WohnungenZur Verfügung gestellt, insgefamt 1 250 000 Mark, wofür rund 85 Wohnungen
hergestelltsind, aber auch hiermit ist der augenblickliche Bedarf noch keineswegs gedeckt, im Gegen¬
teil, die Nachfrage nach Wohnungen und das Bedürfnis, Beamte und Angestellteunterzubringen,
die augenblicklich noch wohnungslos sind, ist sehr groß.

Unter den Angestelltender Provinzialanstalten besteht ein starker Wechsel, der es mit sich
bringt, daß häufig Anstaltswohnungenvon Leuten bewohntwerden, die bereits aus dem Provinzial-
dienst ausgeschieden sind. Außerdem hat eine Reihe von Beamten aus Anstalten, die zum Teil
aufgegeben,zum Teil hinsichtlichihrer Belegschaft haben vermindert werden müssen, in anderen
Anstalten Unterkunft finden müssen. Es trifft das zu auf Beamte und Angestellte aus den
Anstalten Waldbröl und Galthausen, in der letzten Zeit auch auf die Beamten und Angestelltender
Anstalt Merzig, von denen nicht weniger als 12 durch die Saarregierung ausgewiesenworden sind.

Bei den größeren Anstalten, die in der Nähe von kleinen Städten und Gemeindenliegen,
findet die Verwaltung häusig geradezu Widerstand, wenn es darauf ankommt, Beamte und Ange¬
stellte in Privatwohnungen unterzubringen. Die Verwaltung hat mehrfachfchon hören müssen, die
Provinzialverwaltung möge selbst dafür sorgen, daß ihre Beamten und Angestellten Unterkunftfinden.

Bei der Zentralverwaltung liegen andere Gründe dafür vor, daß die Wohnungsnot sich
besondersgroß entwickelt hat, und zwar sind das die folgenden:

Seit dem Jahre 1914 sind an besonderen Abteilungen neu eingerichtetworden die Abtei¬
lung für Kriegsbeschädigten-und Hinterbliebenenfürsorgeund das Landesarbeits- und Berufsamt.
Die erstere umfaßt 22, die letztere 31 Beamte und Angestellte. Außerdem sind eine Reihe von
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neuen Beamten usw. eingestellt worden zur Bewältigung der umfangreichenund stark gesteigerten
Arbeit in dem Persunalbüro, in dem Stenerbüro, in dem Büro der Ruhegehaltskassenund bei der
Abteilung für Fürsorgeerziehung. Außerdem haben mehrfach Beamte, die aus den abgetretenen
Gebieten ausgewiesen worden sind, gemäß gesetzlicher Bestimmungauch von der rheinischenProvinzial-
verwaltung übernommen werden müssen. Schließlich sind noch eine Reihe von Baubeamten, die
bisher in Euskirchenbeschäftigt waren, hier zur Zentralstelle übernommenworden.

Alle diese Umstände haben dazu geführt, daß im Jahre 1922 die Provinzialverwaltung
371 Beamte und Angestelltegegenüber249 im Jahre 1914 ausweist. Davon sind verheiratet im
Jahre 1922 --- 260 gegen 187 im Jahre 1914, also eine Steigerung von 73 verheiratetenBeamten
und Angestellten. Die Provinzialverwaltung zahlt zurzeit 85 000 Mark jährlich als Entschädigung
für die doppelte Führung eines Haushalts derjenigenBeamten, die nicht in der Lage sind, mit
ihrer Familie zusammenzuwohnen.

Der Antrag, der Ihnen unterbreitet wird, geht nun dahin, der Wohnungsnot in der Form
zu steuern, daß die Provinzialverwaltung sogenannte Arbeitgeberzuschüsse zur Verfügung stellt.
Idealer wäre ja vielleicht,wenn sie die Wohnungen selbst bauen und demgemäß vollkommenfrei
auf unbestimmteZeit darüber verfügen könnte. Dieser Weg verbietet sich aber durch die Höhe der
Kosten, die alsdann aufzuwendensein würden. Es wird deshalb der Vorschlaggemacht,so wie es
von vielen anderen Behörden, namentlich von Reichs- und Staatsbehörden, aber auch schon von
Provinzialverwaltungen geschehen ist, durch Hergäbe von Arbeitgeberzuschüssen den Bau von Woh¬
nungen zu ermöglichen. Die Ausführung ist dann in der Weise gedacht,daß Wohnungsbaugenossen¬
schaften und -Vereine die Bauausführung übernehmen, dafür die erforderlichen Reichs- und Gemeinde¬
darlehen bekommen und daß außerdem die Provinz ihnen einen Anteil der dann an den Gesamtkosten
noch fehlendenSumme überweist. Verhandlungen, die nach dieser Richtung hin gepflogen worden
sind, haben ergeben, daß derartige Vereine und Genossenschaften in den verschiedenen Orten, wo
gebaut werden soll, vorhanden sind, die sich dieser Aufgabe unterziehen wollen. Es haben dann
weiter auch Verhandlungen mit den zuständigen Gemeinden und Stadtverwaltungen geschwebt.
Diese Verhandlungen haben zu dem Ergebnis geführt, daß von der Gesamtüberteuerung, welche
übrig bleibt, wenn von der aufzuwendendenSumme für ein Haus erstens der Staats- und
Gemeindezuschuß, zweitens der rentierlicheWert abgezogenwird, diese Gemeinden ihrerseits einen
Teil — d. h. zum Teil die Hälfte, zum Teil ein Drittel — übernehmenwerden.

Das Bauprogramm ist in folgenderWeise gedacht: 26 Wohnungen sollen zusammenin
den Anstalten Andernach, Bedburg und Düren errichtet werden, 15 Wohnungen in Düsseldorf.
Die Verwaltung ist sich bewußt, daß mit dieser Zahl zwar dem dringendenBedürfnis noch keines¬
wegs in vollem Umfange abgeholfenwird, aber sie glaubt mit Rücksicht auf die finanzielleWirkung
dieses Vorschlageszunächst nicht weiter gehen zu sollen.

Die Herren finden dann auf Seite 4 die Einzelheiten des Finanzierungsplanes, wonach
einschließlich der Kosten für den Grunderwerb und für die notwendigen Außenanlagen — Ent¬
wässerungusw. — bei den geplanten Bauten eine Summe von 3 600000 Mark aufzuwendenist.

Es wird beabsichtigt,hierfür eine Anleihe aufzunehmenund die Summe mit 5"/» zu ver¬
zinsen und mit 3«/« zu tilgen. Das bedeutet, daß in 21 Jahren der Betrag getilgt ist. Nach
diesen Prozentsätzen errechnet sich der jährliche Aufwand, der in den Haushaltsplan einzustellen
wäre, auf 288000 Mark. Es ist aber anzunehmen, daß im Laufe der Jahre, wenn die Mieten
entsprechend steigen, ein Anteil dieser Eingänge auch für die weitere Verzinsung und Tilgung des
Arbeitgeberzuschusses der Provinz verwandt werden kann.
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Ich habe daher die Ehre, Ihnen namens des Ausschusses die Vorlage zu unterbreiten:
„Der Provinzialausschußwolle die Aufnahme einer Anleihe von 3 600 000 Mark für die Gewäh¬
rung von Aibeitgeberzuschüssen zum Bau von 41 Wohnungen für Beamte und Angestellte der
Provinzialverwaltung zu den bestmöglichen Bedingungen mit der Maßgabe genehmigen,daß diese
Summe mit 3 °/„ getilgt wird."

Vorsitzender Dr. Juries: Das Wort hat Herr AbgeordneterIansen-Köln.
Abgeordneter Iansen-Köln: Meine Damen und Herren! Meine Freunde erkennen

durchaus die Notwendigkeitan, daß die Provinz an der Behebung der Wohnungsnot zu ihrem
Teile mitzuwirken hat. Uns allen ist die Notlage auf dem Wohnungsmarkt bekannt. Die
Angestelltender Provinz leiden unter ihr nicht minder als alle übrigen Bevölkerungsschichten.

In dem schriftlich vorliegenden Bericht ist bereits darauf hingewiesen, daß durch den Wechsel
der Angestelltenund durch die Nichtfreigabe von Wohnungen von ausgeschiedenen Angestellten ein
Wohnungsmangel und eine Wohnungsnachfragebestehen,die nicht anders behoben werden können,
als durch die Neuerstellungvon Wohnungen. Wir brauchen uns an dieser Stelle auch durchaus
nicht zu verhehlen, daß ein erheblicher Teil der Wohnungsnot auf die Maßnahmen der Besatzungs-
behürden zurückzuführen ist, die ja in erheblichem Maße auch Wohnungen, die der Provinz gehören,
mit Beschlagbelegt haben.

Meine Freunde begrüßen es, daß bei der beabsichtigtenNeuerstellung von Wohnungen
ein neuer Weg gegangen werden soll. Die Erstellung von Wohnungen, wie sie beabsichtigt, bedeutet
nicht die Schaffung von neuen Werkswohnungen; sie bedeutet aber auch nicht die Bezuschussung
Privater Bauunternehmer. Es ist hier der genossenschaftlicheWeg beschriften, von dem man wohl
hoffen darf, daß er zu einem guten Ergebnis führen wird. Die genossenschaftliche Wohnungs¬
erstellung erfährt so durch die Provinz eine wertvolle Förderuug und Anregung. Ich darf wohl
auch an dieser Stelle der Hoffnung Ausdruckgeben, daß alle die Angestelltender Provinz, die in
Zukunft in die Bauten der Genofsenschaften einziehen, lebendigeGlieder des Genossenschaftswesens
sein werden.

Arbeitslust und Arbeitsfreude können bei Arbeitern, Angestellten und Beamten nur vor¬
handen sein, wenn ein gutes Familienleben geführt werden kann, für letzteres sind gesunde Wohnungs-
verhältnisse aber die unbedingte Voraussetzung. Wo der Angestellte und Beamte monate-, ja jahrelang,
von seiner Familie getrennt lebt, da kann meines Erachtens nicht die Arbeitslust und Arbeitsfreude
bestehen, wie sie im Interesse des Dienstes notwendig ist. Wenn wir im schriftlichvorliegenden
Bericht hören, daß allein bei der Ientralverwaltung in Düsseldorf 24 Angestellte schon monate-,
bald.jahrelang von ihren Familien getrennt leben und in Düsseldorf keine Wohnung finden können,
dann find das in der Tat unhaltbare Zustände, die unbedingt geändert werden müssen.

Der Vorschlagdes Provinzialausschussesbeabsichtigtnur an die Behebung der äußersten
Wohnungsnot unter den Angestelltender Provinz. Daß damit das Gesamtbedürfnis in absehbarer
Zeit befriedigt wird, ist wohl kaum anzunehmen. Aber immerhin erscheint es notwendig, daß
sofort mit dem Bau der Wohnungen begonnen wird, damit wenigstenseinigermaßendie Wohnungsnot
unter den Angestelltender Provinz behoben weiden kann. Es wird deshalb auch Wert auf eine
möglichst schnelle Bauförderung zu legen sein, weil wir bei der rasendenEntwertung unserer Mark
gar nicht wissen, um wieviel sich das Bauen in einigen Monaten schon teurer stellt.

Ebenso darf wohl der Wunsch ausgesprochenwerden, daß die Herren von der Landes¬
verwaltung, die ja zum Teil über recht gute Kenntnisseauf dem Gebiete des Bauwesens verfügen,
nun auch den Genofsenschaften Anregungen geben, wie sie die Bauten möglichstbillig erstellen.
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Zahlreiche Genossenschaftenverdanken ja den Herren von der Landesverwaltung bereits wert¬
volle Hinweise.

Des weiteren möchte ich dem Wunsche Ausdruck geben, daß bei der Erstellung von
Wohnungen für die Angestellten der Provinz die alten, gut fundierten und soliden Baugenossen¬
schaftenbevorzugt werden. Das Genossenschaftswesen hat leider in den letzten Jahren eine höchst
ungesunde Entwickelung genommen. Baugenossenschaftenwuchsen wie Pilze aus dem Boden.
Jeder, der etwas mit den Verhältnissenvertraut ist, weiß, daß eine große Anzahl der neu begründeten
Genossenschaften ein hohes Lebensalter nicht erreichen werden.

Meine Freunde haben sich erlaubt, einen weiteren Antrag einzubringen, der besagt, daß
der Provinzialausschuß dem nächsten Provinziallandtag eine Vorlage machen soll, durch die unter
denselbenVoraussetzungen,wie bei dem heute zu fassenden Beschluß, weitere Mittel zum Bau von
Wohnungen für Beamte und Angestellte an den Provinzialanstalten bereitgestellt werden. Ich
sagte schon, daß wir mit der Erstellung der Wohnungen, die im vorliegendenAntrage vorgesehen
sind, die gesamteWohnungsnot, die bei den Beamten und Angestelltender Provinz vorhanden ist,
nicht beheben. Es Zeigen sich auch an anderen als den im Bericht genannten Orten bereits
ähnliche Verhältnisse. Mir ist Z. B. ein Fall gemeldet, wo ein Beamter vor einigen Monaten
die Versetzung ausgesprochenbekam. Als die Versetzungbekannt wurde, kam sofort die Vesatzungs-
behörde und belegte die Wohnung mit Beschlag. Heute steht nun die Sache so, daß der versetzte
Beamte den Wohnsitznicht wechseln darf, weil ein Nachfolger für ihn nicht nach dem betreffenden
Ort kommen kann, da er keine Wohnung findet. Im Interesse eines geordnetenDienstes wäre
aber die Versetzung notwendiggewesen. So wie hier liegen die Verhältnisseauch an anderen Orten.
Wohnungsmangel ist allenthalben vorhanden. Unser Antrag soll bezwecken, daß der Provinzial¬
ausschußsich schon recht bald mit den weiterhinzu treffenden Maßnahmen befaßt, damit die Provinz
das ihrige zur Behebung der Wohnungsnot tun kann.

Wir haben uns weiterhin erlaubt, einen Abänderungsantrag zum Antrag Haas und
Genosseneinzubringen. Der Antrag Haas besagt, daß bei der Feststellungüber die Zahl und den
Umfang und die Belegung der einzelnenWohnungen die Betriebsräte und Neamtenausschüsse mit¬
wirken follen. Meine Freunde sind durchaus der Auffassung, daß die Rechte der Betriebsräte in
keiner Weise geschmälertwerden dürfen; wir wollen die Rechte der Betriebsräte und Beamten¬
ausschüsse durch den Antrag auch in keiner Weise geschmälertwissen. Praktisch liegen aber die
Dinge so, daß weder durch gesetzliche Bestimmungen, noch durch irgendwelche Verordnungen und
Verfügungen genau bestimmt ist, in welchem Maße den Betriebsräten ein Mitbestimmungsrechtbei
der Verwaltung von Werks- und Dienstwohnungengegeben ist. Es würde zu weit führen, heute
in diesem Kreise festzustellen, mit welchen Rechten die Betriebsräte und Neamtenausschüsse nach der
Seite hin versehen weiden sollen. Wir halten es deshalb für ratsamer, die Angelegenheitin
kleinerem Kreise zu beraten. Wir wünschen deshalb, daß der Provinzialausschußentscheidet, ob und
inwieweit bei der Aufnahme der Statistik die Betriebsräte und Aeamtenausschüsse mitwirkensollen.
Im Namen meiner Freunde bitte ich um Zustimmung zu unseren Anträgen.

Vorsitzender I)r. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterWühler.
Abgeordneter Wöhler: Meine Damen und Herren! Ueber die Notwendigkeit der Wohnungs¬

erstellung sind wir uns alle einig. Es erübrigt sich, auf dieses Thema noch einzugehen,vor allem,
nachdem mein Herr Vorredner in dankenswerterWeise nach allen Richtungen hin die Notwendigkeit
noch einmal hervorgehobenhat. Was mich veranlaßt, zu dieser Materie noch einmal das Wort
zu ergreifen, ist eine rein praktische Frage. Der Herr Vaurat hat uns vorgetragen, daß auf
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Seite 4 der Drnckjache die grundlegendeBerechnung aufgeführt ist, welche schließlich den Zuschuß
von 3 600 000 Mark ergibt. Meine Damen und Herren! Sie finden da Preise für die Erstellung
von Wohnungen, die wohl den heutigen Preisen entsprechen, aber niemals den Preisen während der
Ausführungszeit. Nun entsteht noch die Frage — mein Herr Vorredner hat das auch schon kurz
angeschnitten —: Soll dann, wenn die Mittel nicht ausreichen,und davon können wir heute positiv
überzeugt sein, das Programm eingeschränkt werden oder soll der Provinzialausschußresp, die Ver¬
waltung das Recht haben, über die vorgesehenen Mittel hinauszugehen? Eine Einschränkungdes
Programms ist selbstverständlich ausgeschlossen.Ich glaube, daß wohl niemand in dieser Versamm¬
lung etwa dafür zu haben wäre, daß die vorgesehenen Summen unter allen Umständenausreichen
müssen;daß sie nicht ausreichen, können wir mit positiver Sicherheit heute annehmen. Ich möchte
deshalb anheimgeben,ob man nicht entweder die Summe von 3 600000 Mark auf 4 Millionen
erhöht — das würde ungefähr pro Wohnung nicht ganz 10 000 Mark Zuschlag bedeuten — oder
ob wir von vornherein sagen: Der Provinzialausschuß hat die Berechtigung, weitere Mittel zur
Verfügung zu stellen, wenn das Programm nach den bisher zur Verfügung stehendenMitteln
nicht durchführbar ist.

Meine Damen und Herren! Daß wir so wenig bauen, hat mein Herr Vorredner auch
schon bedauert. Ich schließe mich diesem Bedauern an. Für eine so große Verwaltung, wie sie
die Provinzialverwaltung der Rheinlande darstellt, ist es blutwenig, was hier geboten wird. Wo
alles heute gezwungen ist — jede Verwaltung, jede Industrie —, für Wohnungserstellungzu sorgen,
sollte die Ptovinz nach meinem Gefühl mit noch besseremBeispiel vorangehen. Schaffen wir
Wohnungen, so schaffen wir Goldwerte mit unferem schlechte« Papier. Deshalb sollen wir soviel
wie irgend möglich bauen und lieber uns den Vorwurf einer gewissen Leichtfertigkeit in der Geld-
cmsgnbe zuziehen, als darauf verzichten, foviel Wohnungenzu bauen, wie irgend denkbar ist. (Bravo!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr AbgeordneterHoff.
AbgeordneterHoff: Meine Damen und Herren! Meine Freunde stimmen der Vorlage

zu. Es sei uns aber gestattet, eine Reihe von Ausführungen dazu zu machen.
Zunächst möchte ich der Provinzialverwaltung in aller Form den Vorwurf machen, daß

sie mit dieser Vorlage viel zu spät gekommen ist. (Zustimmung.) Es sind, wie aus der Vorlage
selbst hervorgeht, Wege gegangen worden, die sich hente schon bitter rächen. Es heißt eingangs
des Berichts, daß die Provinzialverwaltung seit dem Jahre 1919 Mittel bereitgestellthat. Sie
hat über 80 neue Wohnungen für Beamte und Angestellte errichtet, und zwar vornehmlichNot¬
wohnungenin vorhandenenAnstaltsgebäuden.

Meine Damen und Herren! Was das für Folgen gehabt hat, mag Ihnen ein Bericht
illustrieren, der mir über Verhältnisse zugegangenist, wie sie in einer Anstalt in Bonn ein gerissen
sind. Es heißt dort: „Einige Abteilungen sind zu Notwohnungen hergerichtetworden, trotzdem
die Anstalt von Kranken überfüllt ist. Die Kinder, die in den Notwohnungenwohnen, sind sittlich
gefährdet (Hört! Hört! links), da sie dauernd mit zweifelhaftenKranken in Berührung kommen
und sich an anderen Stellen nicht bewegen dürfen." (Erneute Rufe: Hört! Hört! links.) Meine
Damen und Herren, das sind Zustände, die bei einer etwas sorgfältigen Ueberwachungnicht vor-
kommen dürften. (Sehr richtig! links.) Ich kann mir nicht vorstellen, daß man, wenn man
wirtschaftlicharbeiten will, in Krankenanstalten, die überfüllt find, Abteilungen räumt, diese mit
großen Kosten zu Notwohnungenherrichtet und dann nachher die Kinder der dort untergebrachten
Angestelltenin eine derartige Gefahr bringt, wie sie hier geschildert wird. Ich nehme an, daß der
neugewählteHerr Landeshauptmann sich die nötigen Notizen gemachthat und einmal feststellt,wie

4.
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dort die Verhältnisse liegen. Wir sind der Meinung, daß die Kinder so schnell wie möglich aus
dieser gefährlichenUmgebung entfernt werden müssen.

Daß mit diesem Anfang nur ein Tropfen auf den heißen Stein gegeben ist, das beweist
der Umstand, daß in dem Augenblick, wo es bekannt wurde, daß die Provinz selbst bauen lassen will,
gleich von einer Reihe von Stellen Notschreieergingen. Ich habe auf Bonn bereits hingewiesen;
dort scheint die Sache sehr dringend zu sein. Dasselbe ist mir von Aachen berichtet worden.
Genau dasselbe kann ich von Köln sagen, wo es geradezu ein Unding ist, daß wir für eine Reihe
von Angestelltender Landesbanl Fahrgelder und Zuschüsse zum doppelten Haushalt zahlen müssen.
Es wird Sache der Landesbankverwaltungsein, baldmöglichst auch hier einzugreifen,damit Remedur
geschaffen wird.

Es heißt in der Vorlage weiter, daß die Ausführung der Bauten und ihre Bewirtschaftung
durch gemeinnützige Bauvereine bezw. Genossenschaften erfolgen soll. Ich kann da nur das wieder¬
holen, was Kollege Iansen gesagt hat. Ich möchte aber noch hinzufügen, daß in den Gemeinden,
wo — das ist in einigen Fällen fo — die Gemeinde felbst baut, selbstverständlichauch die
Gemeindeselbst mit hinzugezogenwird: es geht das aus dem Bericht hier nicht hervor.

Meine Damen und Herren! Es heißt dann weiter in der Vorlage: „Die Verwaltung
ist sich bewußt, daß mit den vorgeschlagenen 26 Wohnungen nur ein kleiner Teil der Wohnung¬
suchendenbefriedigt werden kann. Sie glaubt aber durch ein solches Vorgehen eine zurzeit
bestehende starke Mißstimmung unter dem Personal in etwa ausräumen zu können und gleichzeitig
den Nachbarorten der Anstalten ein gewissesEntgegenkommenzu zeigen." Meine -Damen und
Herren, diese starke Mißimmung unter der Angestellten- und Beamtenschaft beruht nicht zum
kleinstenTeile darauf, daß diese Beamten und Angestellten, die, wie es auch meine Vorredner
geschilderthaben, zum Teil unter den allerelendestenWohnungsverhältnisseuzu leben haben und
monatelang von ihrer Familie getrennt sind, zusehen müssen,wie heute noch in einer ganzen Reihe
von Provinzialanstalten Oberbeamte, Direktoren, Aerzte usw. Räume innehaben, die weit über das
hinausgehen, was die Leute beanspruchen können. Es ist mir gesagt worden, daß die Provinzial-
verwaltung durch Umfrage festgestellt hat, wieviel Räume die Oberbeamten bewohnen. Nach uns
vorliegendenMitteilungen muß diese Umfrage aber nicht fo gehalten worden sein, daß festgestellt
worden ist, wer über seinen Bedarf hinaus Wohnungsraum zur Verfügung hat. Deshalb haben
meine Freunde den Ihnen ja schon bekanntenAntrag gestellt:

„Dem Provinzialausschuß ist innerhalb sechs Wochenvom Landeshauptmann eine Vorlage
zu machen, aus welcher hervorgeht: die Anzahl der Dienstwohnungender Provinz, wo sie liegen,
wer sie bewohnt, wieviel Räume sie haben und welche Miete dafür gezahlt wird. Ferner ist anzu¬
geben, wieviel Personen die Wohnung bewohnen. Zu den Feststellungenin der Verwaltung und
den einzelnenAnstalten sind^die Betriebsräte und Beamtenausschüsse zuzuziehen."

Nun, meine Damen und Herren, hat Herr Kollege Iansen eben — ich glaube, ihm persönlich
war es ziemlich unangenehm, das sagen zu müssen (Zuruf AbgeordneterMönnig: Das fagen Sie!)
— versucht,die Rechte der Betriebsräte gerade in diesem Falle, Herr Kollege Mönnig, einzu¬
schränken. Alle Mitglieder des Hauses müßten meiner Auffassung nach ein Interesse daran haben,
daß gerade in dieser Frage vollste Klarheit geschaffenwird (Sehr richtig! links), daß jedes
Mißverständnis und auch nur jede Andeutung von Ungerechtigkeitausgeräumt wird. Das kann
aber nur dadurch geschehen, daß Sie die Betriebsräte und Beamtenausschüsse zuziehen.

Es sind nun hier gesetzlicheBedenken aufgetaucht, die immer kommen, wenn eine Sache
etwas unbequemist.
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Es heißt im tz 66 des Betriebsrätegesetzes,daß es zu den Aufgaben der Betriebsräte
gehört, die Wirtschaftlichkeitder Betriebe zu prüfen und eventuell Vorschläge zu machen, die
Wirtschaftlichkeitherzustellen. In der Vorlage der Verwaltung, meine Damen und Herren, heißt
es ausdrücklich, daß durch lange Wege zur Dienststelle,daß durch frühes Aufstehenusw. die Arbeits¬
fähigkeit und die Frische der Leute außerordentlich gelitten hat, daß sie im Falle einer Brand¬
gefahr nicht schnell genug zur Stelle sein können, daß ferner die Provinzialverwaltung augenblicklich
rund 85 000 Mark — es ist schon wesentlich mehr, darin sind die Beamten der Landesbanknicht
einbegriffen— als Entschädigungfür doppelte Führung des Haushalts zahlt. Ja, meine Damen
und Herren, wenn das nicht unter diesen § 66 fällt, dann verstehe ich nicht, was dieser § 66
bedeutenkann. (Sehr richtig! links).

Meine Freunde bitten alle diejenigen,die ein Interesse daran haben, daß spätere unnötige
Reklamationen und Beschwerdenvermieden werden, ruhig unserem Antrage zuzustimmen. Ich
habe die feste Ueberzeugung,meine Damen und Herren, daß sowohl Betriebsräte wie Beamteu-
ausschüsse mit dem nötigen Taktgefühl an diese Frage Herangehenwerden. (Sehr richtig! links).
Es ist auch für uns klar, daß irgendein dirigierender Arzt, irgendein Direktor unter Umständen
einen Raum mehr haben muß als ein gewöhnlicherMensch, Darüber wird mit den Betriebs¬
räten zu reden sein. Nicht zu reden ist aber darüber, wenn zwei oder drei Personen 8 oder 9 Zimmer
bewohnen. Da sollten Sie mit uns dafür folgen, daß diese Frage nach jeder Richtung hin
durchaus geklärt wird.

Meine Damen und Herren! Die'Wohnungen werden nach den Bestimmungenausgeführt,
die durch die Gesetzgebung bezüglichder Zuschußgewährungfestgelegt sind. Wir erwarten, daß
selbstverständlich auch bei der Erstellung danach gehandelt wird, daß keine Luxuswohnungenerstellt
werden und daß man bei dem Zubehör sich das zum Vorbild nimmt, was die gemeinnützigen
Baugenossenschaftenbauen. Der Begriff „Zubehör" ist außerordentlich dehnbar. Er geht von
einem einfachen Baderaum bis zu einem Wintergarten. Ich bitte, daß darauf die entsprechende
Rücksicht genommenwird.

Ich möchte noch sagen, daß wir dem Antrage des Zentrums, daß baldmöglichstweitere
Mittel zur Verfügung gestellt weiden, durchaus zustimmen. Ich freue mich, daß das Zentrum
in dieser Frage heute geschlossen ist; im Provinzialausschuß war das,im Anfange der Beratung
nicht der Fall. Daß ferner, wenn wir nach dem Z 9a, des Kommuualabgabengesetzes von jedem
Arbeitgeber verlangen, daß er in die Bresche tritt und hilft, die Wohnungsnot zu mildern, die
Provinz mit gutem Beispiel vorangehenmuß, haben meine Vorredner schon betont.

Ich möchte schließen mit der Bitte, daß in diesem Falle einmal der sonstigebürokratische
Gang etwas beschleunigt wird, daß schnell gebaut wird, denn jeder Tag kostet der Provinz Geld.

VorsitzenderDr. Iarres: Das Wort hat Herr Landesbaurat Baltzer,
Landesbllnrat Baltzer: Meine Damen und Herren! Die Ausführungen des Herrn

AbgeordnetenWöhler habe ich sehr begrüßt. In der heutigen absolut ungewissen Zeit ist es ja
für den Baubeamten sehr schwer, mit bestimmtenZahlen zu operieren und bestimmteVorschläge
in finanzieller Beziehung zu machen. Wir haben uns bemüht, nach den heutigen Preisen die
voraussichtlichenKosten aufzustellen, haben auch noch gewifse Zuschläge gemacht. Aber selbst¬
verständlichkann niemand in die Zukunft sehen, und ich würde es dankbar begrüßen, wenn dem
Antrage des Herrn AbgeordnetenWöhler, daß eine gewisse Reservesummenoch bereitgestelltwerden
soll, stattgegebenwürde.

Was sodann die Ausführungen des Herrn AbgeordnetenHoff anlangt, so kann ich mitteilen,
daß die Provinzialverwaltung sich vollständig klar darüber ist, daß Notwohnungen immer nur ein
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Notbehelf sind. Dieser Weg ist aber mit Rücksicht darauf beschüttenworden, daß namentlich von
feiten der Beamten und Angestelltenund auch von seiten der Betriebsräte immer wieder gedrängt
wurde, es möchte doch seitens der Verwaltung etwas geschehen, es möchten doch Anstaltsräume,
die zu der Zeit, als die Wohnungsnot anfing, groß zu werden, noch in verhältnismäßig erheblichem
Umfange verfügbar waren, für die Einrichtung von Wohnungen bereitgestelltwerden. Der Herr
Landeshauptmann ist damals schweren Herzens darangegangen, er hat auch nach Möglichkeit immer
wieder gebremst, aber ganz konnte man sich diesem Ansinnen nicht verschließen.

Wir haben uns bei der Einrichtungvon Notwohnungenbemüht, nur solche Räume zu wählen,
die in einer gewissen Trennung von den eigentlichen Anstaltsräumengehalten werden konnten. Bezüglich
der Wohnungen in Bonn darf ich sagen, daß die sieben Wohnungen, die dort eingerichtet worden
sind, sämtlich neutrale Ausgänge ins Freie, und zwar nicht etwa auf Höfe des Anstaltskomplexes,
sondern nach der Außenseite der Anstalt hin, haben. Die Verbindungen nach den Höfen ließen
sich nicht vollkommen abschließen. Aber, meine Herren, in der Beziehung sind ja auch die sonstigen
Anstaltswohnungen, die schon bei der Errichtung der Anstalten gebaut worden sind, auch nicht so
absolut abgetrennt von dem Verkehr der ruhigen Kranken, daß es da nun nicht einmal vorkommen
kann, daß ein Kind oder auch ein Erwachseneraus einer Familie mit den Geisteskranken zusammen
kommt. Das zu verhüten, ist in einer derartigen Anstalt einfach ein Ding der Unmöglichkeit, und
die Familien haben sich allmählich vollständig daran gewöhnt. Nach meiner Erfahrung besteht eine
Gefahr in der Beziehung, daß Kinder von den Kranken belästigt wurden, nicht, weil eben die
schweren Fälle — die unruhigen und halbruhigen Kranken, die erregbarenNaturen usw. — beson¬
ders abgeschlossenund unter Bewachung gehalten werden.

Eine Anstalt in Aachen besitzt die Provinzialverwaltung nicht, abgesehenvon der ganz
kleinen Taubstummenanstalt; dort sind aber Wohnungen nicht eingerichtet.

Die Frage der Herstellung von Wohnungen für die Beamten der Landesbank geHort vor
das Kuratorium dieser Anstalt.

Was sodann die Frage der Rationierung anlangt, so haben wir uns auch noch in der
letzten Zeit bemüht, soweit die Familienverhältnissederjenigen Beamten, die über eine große Woh¬
nung verfügen, es zuließen, dort unnötigen Raum zur Errichtung neuer Wohnungen abzutrennen.
Aber auch diese Maßnahme findet ihre Grenze einmal in der Zahl der Köpfe derjenigenFamilien,
die hier in Betracht kommen, zum andern aber auch in dem Umstand, daß in derartigen Anstalten
doch immerhin eine gewisse Grenze zwischen dem Direktor und den Angestellten bleiben muß. Es
muß also wohl an dem Grundsatz festgehalten werden, daß nur dann Rationierungen eintreten
können, wenn eine absolute Trennung der einzelnen Wohnungskomplexe hergestellt werden kann. (Bravo!)

Stellvertretender Vorsitzender Lensing: Das Wort hat Herr AbgeordneterSchroer-Essen.
AbgeordneterSchroer-Essen: Auch wir können uns der Notwendigkeit,daß Wohnungen

hergestellt werden müssen, nicht verschließen. Da die Folgen des Krieges in ihrer Auswirkung so
äußerst schreckliche Verhältnisse im Wohnungswesenzeitigen, ist die Notwendigkeitdafür vorhanden.
Wir sehen aber hier in diesem Bericht, daß eine ganz lächerliche Hilflosigkeitdarin zum Ausdruck
kommt. Diese Hilflosigkeit liegt speziell darin, daß die Gemeinden einfach nicht dafür zu haben
sind, die Angestelltenund Beamten der Provinz in den Gemeinden unterzubringen. Wenn es in
diesem Bericht heißt, daß es mit der Rationierung nicht mehr möglich sei, Wohnungen zu schaffen,
so wollen wir Ihnen nur sagen: AutorisierenSie einmal die Kommunistenund lassen Sie die einmal
Wohnungen suchen;wir können Ihnen verraten, daß wir noch genügend Wohnungen fänden (Zuruf
rechts: Sie würden keine mehr bringen!), und wir glauben auch, daß dann vielleicht fiimtliche
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Beamte untergebrachtwerden könnten. Herr AbgeordneterHoff hat schon darauf hingewiesen,daß
es Wohnungen gibt, und wir wissen, daß es welche gibt. Im übrigen steht auch in dem Bericht
selbst, daß in Wirklichkeit Wohnungenfür die Provinz vorhandensind; nur werden diese Wohnungen
von anderen bewohnt, die nicht mehr in der Provinz als Beamte oder Angestelltetätig sind. Sie
haben in diesem Bericht zum Ausdruckgebracht, daß die Möglichkeit,Wohnungen zu schaffen, nicht
mehr vorliegt. Aber wir sagen Ihnen: Trotzdemliegt die Möglichkeit vor, sie zu beschaffen.Wenn
die Gemeinden von Anfang an dazu übergegangenwären, die Rationierung so durchzuführen,wie
es vielleichtin dem Bericht erforderlicherscheint,so sind wir felsenfest davon überzeugt, daß auch
noch genügendWohnungen dafür bereitgestelltwerden könnten.

In diesem Bericht heißt es weiter in der Ausführungsbestimmung,daß die Ausführung
der Wohnungsbauten und deren Bewirtschaftung durch gemeinnützige Bauvereine bezw. Genossen¬
schaften erfolgt und daß in dieser Beziehung bereits Verhandlungen gepflogensind. Obwohl auch
wir dem Antrage der Sozialdemolratie zustimmen,daß die Betriebsräte und die Beamtenausschllsse
zu dieser Tätigkeit hinzugezogenwerden sollen, so sehen wir uns doch veranlaßt, zu erklären, daß
uns das noch nicht genügt, weil wir die Zusammensetzung dieser Beamtenausschllsse bereits kennen
und weil wir auf dem Standpunkt stehen, daß auch in dieser Beziehung das Plenum des Landtags
ein Mitwirtnngsrecht haben soll. Deshalb haben wir zu dem Antrage der Sozialdemokrateneinen
Zusatzantrag mit folgendemWortlaut gestellt:

«Der Provinziallandtag wolle beschließen: Die Ausführung der Wohnungsbauten und deren
Bewirtschaftungwird den Gemeinden, in denen die Wohnungen errichtet werden sollen, übertragen.
Diese haben die Bauarbeiten durch eigene Fachkräfte auszuführen. Die Wohnungen gehen in das
Eigentum der Gemeindenüber. Die Provinz hat das ausfchließliche Nutzungsrecht." (Abgeordneter
Hoff: Dann gibt es in fünf Jahren noch leine Wohnungen!) Wir bitten Sie, diefem Zusatz-
antrage zuzustimmen.

In diefem Bauplane sind im ganzen 41 Wohnungenvorgesehen; davon sollen 34 Wohnungen
Vierzimmerwohnungenwerden. Weiter heißt es, daß unter diesen 41 Wohnungen 6—8 Wohnungen,
weil sie für kinderreiche Familien oder für Beamte der höheren Besoldungsgruppenbestimmtsind,
b—6 Räume mit Zubehör erhalten sollen. Wir sehen in dieser Ausführungsbestimmung,die hier
vorgesehenist, weiter nichts als eine Vergünstigung für die höheren Beamten, damit sie in den
Genuß ganz anderer Wohnungsverhältnissekommen, als sie die große Masse der Angestelltenund
speziell der Unterbeamtenbesitzt. Wenn man es allerdings dahin auslegen will, daß die Wohnungen
für kinderreiche Familien sind, die einer größeren Wohnung bedürfen, so werden wir als Kommu-
nisten uns dem nicht entgegensetzen.Aber wir vermuten, daß die kinderreichen Familien, die nach
diesem Absatz für diese 6—8 Zimmerwohnungenin Betracht kommen sollen, doch nur als Deko¬
ration zu bezeichnen sind, und daß in Wirklichkeitallein die Beamten der höheren Klassen in
Betracht kommensollen. Aus diesem Grunde haben wir einen Zusatzantrag eingebracht, der sich
mit dem Antrage der Sozialdemokratie deckt; er lautet:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen:Für die Vergebung der Ausführung von
Wohnungsbauten sowie für die Verteilung der Wohnungen wird eine Kommission
gebildet. Diese Kommission besteht aus

») den Betriebsräten der Angestelltenund Beamten,
b) aus je einem Vertreter der Provinziallandtagsfraktionen".

Ich bitte Sie, auch diefem Zusatzantrage zuzustimmen.
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Wir glauben, daß der Gedanke, der in den Ausführungsbestimmungenliegt, daß in
Wirklichkeit für die höheren Beamten ein Privileg in dieser Beziehung geschaffen werden soll, wohl
am krassesten in dem Finanzierungsplan zum Ausdruckkommt. Es sind in diesem Finanzierungs¬
plan vorgesehen im ganzen — na, ich brauche die Zahl wohl nicht zu wiederholen, weil sie schon
mehrfach vorgelesenworden ist. Aber es sollen für 34 Wohnungen 3 387 600 Mark verausgabt
werden, dagegen sollen für 7 Wohnungen — das ist das, worüber wir speziell empört sind, weil
wir uns ohne weiteres sagen: Das ist weiter nichts als eine Verhöhnungder übrigen Beamten- und
Angestelltenschaft und der Arbeitervertreter, die diesen Dingen zustimmensollen — 1 018 000 Mark
ausgegeben werden (Rufe: Unerhört! bei den Kommunisten), wogegen auf 34 Wohnungen
3 387 000 Mark kommen sollen. Daraus geht klipp und klar hervor, daß in dieser Beziehung
durchaus eine Ausnahme für die höheren Beamten gefchaffen werden foll. Hatten Sie doch das
Ding umgedreht und einfach gesagt: Wir wollen die 6—8 Wohnungen mit 5—6 Räumen aus¬
schließlich kinderreichen Familien zugute kommen lassen, dann hätten Sie in dieser Beziehung etwas
geleistet; dann hätten Sie vielleicht sagen können: Jawohl, hier ist einmal Deutschland in der
Welt voran. Aber weil die Dinge umgekehrtsind, sehen wir nicht ein, daß die Dinge so behandelt
werden sollen, und haben aus diesen Ursachen heraus diese Zusatzanträgegestellt, damit die Betriebs¬
räte sowohl wie die Kommission, die aus den einzelnen Fraktionen der Parteien des Landtags
gebildet werden sollen, sich wenigstenseinigermaßeneinen Ueberblick darüber verschaffen können, ob
die Wohnungen wirklich gerecht verteilt werden.

Wir bitten Sie, den Zusatzanträgen der Kommunistischen Partei zuzustimmen.
Stellvertretender Vorsitzender Lensing: Das Wort hat Frau AbgeordneteBecker.
AbgeordneteFrau Becker: Meine Damen und Herren! Die Herren Vorredner haben

mir schon vieles vorweggenommen(Bravo! rechts); gestatten Sie mir deshalb nur noch einige
kurze Worte.

Ich muß mich den Ausführungen des AbgeordnetenHoff anschließen, daß wir es bedauern,
an dieser Stelle anssprechenzu müssen, daß die Verwaltung nicht schon eher mit einer solchen
Vorlage gekommenist, Wir wissen, daß die Wohnungsnot in einer furchtbaren Größe herrscht.
Wir Arbeitervertreter, die wir Tag für Tag unter der breiten Masse des Volkes, in den Proletarier-
familien arbeiten, wir wissen, unter welcher Wohnungsnot unser Volt leidet, wie man es in Höhlen
und Spelunken unterbringt, und wie dadurch seine körperliche und sittliche Gesundheitgefährdet wird.
Deswegen werden wir diesem Antrage der Verwaltung zustimmen. Aber bedenkenSie einmal,
wenn man diesen Antrag voriges Jahr oder schon vor zwei Jahren eingebracht und zur Durch¬
führung gebracht hätte, wieviel tausend Mark hätte man dann sparen, wieviel Wohnungen mehr
einrichtenkönnen! Aber trotz alledem werden wir der Vorlage zustimmen.

Den Antrag der S. P. D. werden wir unterstützen. Wir werden uns aber gegen den
Zufatzantrag von der Zentrumspartei wenden. Ich kann es wohl verstehen, daß die Zentrums-
partei dagegen ist, daß die Betriebsräte und Beamtenausschüssezu diesen Arbeiten herangezogen
werden sollen. Man steht dort auf dem Standpunkt, daß es gesetzlich nicht zulässig sei. Na,
wir wollen einmal den Betriebsräten diese Rechte geben; sie sind eben die Vertretungen der Arbeiter¬
schaft; die Beamtenausschüssesind eben die Vertretungen der Beamten und Angestellten, die auch
Proletarier, die auch Lohn- und Gehaltsempfänger sind. Deswegen wollen wir den Betriebsräten
dieses Recht erkämpfen. Auch die Herrschaften vom Zentrum müssen sich einmal an die neue
Zeit gewöhnen. Wir werden dafür kämpfen, daß diese Rechte immer mehr und mehr Verständnis
in der Beamten- und Angestelltenschaft finden.
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Dann werden wir uns dagegen wenden, daß man diesen Antrag dem Provinzialausschuß
übergebenwill. Der Provinzialausschuß hat sowieso schon zuviel Rechte. Wir hier im Landtag,
im Plenum protestierendagegen. (AbgeordneterBamberger: Sehr richtig!)

Wir haben nichts gegen die Errichtung der Wohnungen einzuwenden; wir begrüßen sie.
Aber ich muß mich den Ausführungen meines Vorredners anschließen,der auch rügt, daß diese
Fassung wohl eine Dekoration sein soll. Dort steht nämlich, 8aß so und soviel Wohnungen für
kinderreiche Familien geschaffen werden sollen. Wir sind auch dafür, daß dort, wo viele Kinder
sind, gesunde,große und luftige Wohnungen geschaffen werden; aber unter den höheren Beamten
werden wir wohl niemals viele Kinder in den Familien finden. (Widerspruch im Zentrum).
Das sind Ausnahmen; es ist Tatsache, daß das nur unter den Arbeitern der Fall ist. Auch
wenden wir uns dagegen, daß da Wohnungen für Beamte geschaffen werden sollen, die durch die
Besoldnngsordnungin eine höhere Klasse hinaufgerücktsind. Wir können es nicht verantworten,
daß die Beamten, die in pekuniärerBeziehung schon besser gestellt sind, nun auch noch den anderen
Beamten und Angestelltengegenüberdas Vorrecht und das Glück haben sollen, eine schöne, große
Wohnung zu besitzen, deren Räume nicht alle für Wohnbedllrfnissebenutzt werden, sondern zum
Teil als Luxusräume daliegen. Dagegen müssenwir uns wenden.

Ich muß mich auch den Ausführungen meines Vorredners anschließen,daß man die
Rationiernngsbestrebungennicht so durchgeführthat, wie es erforderlichwar und wie wir es immer
gefordert haben. Es ist wohl nicht zu bezweifeln,daß wir zu allen Zeiten und an allen Orten
— in den Parlamenten und in der Prefse — die furchtbare Wohnungsnot kritisiert und Mittel
und Wege gezeigt haben, dieses Wohnungselend zu lindern und eventuell auch später einmal zu
beheben. Aber wir sind mit unseren Vorschlägenimmer wieder auf Widerstand gestoßen. Wir
stehen nach wie vor auf dem Standpunkt, daß das furchtbare Wohnungselendnicht anders gelindert
und behuben werden kann als durch die Vorschläge, die von unserer Seite immer wieder hervor¬
gehoben worden sind, durch die Sozialisierung des Wohnungswesens. (Sehr richtig! bei den
Unabhängigen).

Wie gesagt, wir werden dem Antrage zustimmen. Es ist uns leine Summe zu hoch,
um gerade auf dem Wohnungsgebiete etwas zu leisten, und ich gebe hiermit die Erklärung ab,
daß meine Fraktion dem Antrage der S. P. D. zustimmt, aber nicht dem Zusatzantrage der
Ientrumspartei. (Bravo! bei den Unabhängigen).

Vorsitzender Dr. Iarres: Meine Damen und Herren! Das Wort wird weiter nicht
gewünscht.

Es liegt zur Abstimmung vor zunächst der Antrag des Provinzialausschusses,dazu der
Zusatzantrag der SozialdemokratischenFraktion: „Dem Provinzialausschuß ist innerhalb 6 Wochen
eine Vorlage vom Landeshauptmann zu machen, aus welcher hervorgeht die Anzahl der Dienst'
Wohnungen der Provinz, wo sie liegen, wer sie bewohnt, wieviel Räume sie haben und welche
Miete dafür gezahlt wird." — Soviel ich verstanden habe, ist gegen diefen Antrag von keiner Seite
Widerspruch erhoben worden. — „Ferner ist anzugeben,wieviel Personen die Wohnung bewohnen." —
Davon gilt dasselbe. Dagegen ist zu dem Schlußsätzeein Gegenantrag der Zentrumsfraktion ein¬
gebracht worden. Der Schlußsatz des Antrages der SozialoemokratischenPartei lautet: «Zu den
Feststellungenin der Verwaltung und den einzelnenAnstalten sind die Betriebsräte und Beamten¬
ausschüsse zuzuziehen." Die Ientrumsfraktion beantragt, diesen letzten Satz durch den Satz zu
ersetzen: „Der Provinzialausschuß soll entscheiden, ob hierbei die Betriebsräte und Beamtenausschüsse
mitwirkensollen."
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Die Anträge der Kommunistischen Fraktion gehen dahin: „Der Provinziallandtag wolle
beschließen:

1. Für die Vergebung der Ausführung von Wohnungsbauten sowie für die Verteilung der
Wohnungen wird eine Kommissiongebildet. Diese Kommissionbesteht aus:

»,) den Betriebsräten der Angestelltenund Beamten,
K) je einem Vertreker der Provinziallandtagsfraltionen.

2. Die Ausführung der Wohnungsbauten und deren Bewirtschaftungwird den Gemeinden,
in denen die Wohnungen errichtet werden sollen, übertragen. Diese haben die Bau¬
arbeiten durch eigene Fachkräfte auszuführen. Die Wohnungen gehen in das Eigentum
der Gemeinden über. Die Provinz hat das ausschließliche Nutzungsrecht."

In diesem Antrage würde meiner Meinung nach ein Abänderungsantrag gegenüberder
Vorlage des ProvinzialausfchussesHu erblicken sein.

Endlich liegt noch ein Antrag Wühler vor:
„Falls bei Ausführung des Bauprogramms Kostenüberschreitungen unvermeidlich werden,
ist der Provinzialausschuß berechtigt,die erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen
und hat dem nächsten Provinziallandtag Bericht hierüber zu erstatten."

Einen weitergehendenAntrag der Zentrumsfraktion würde ich unabhängig davon zur
Abstimmungbringen; ich verlese ihn aber jetzt schon:

„Der Provinzialausschuß soll dem nächsten Provinziallandtag eine Vorlage machen,
durch die unter denselben Voraussetzungen wie bei dem heutigen Beschlusse weitere Mittel
für den Bau von Wohnungen für Beamte und Angestellte in den Provinzialanstalten
bereitgestelltwerden."

Das würde meiner Meinung nach ein Antrag sein, über den unabhängig abgestimmt
werden kann, weil er mit der jetzigen Vorlage nichts zu tun hat.

Der Antrag des Provinzialausfchusseslautet:
„Der Provinziallandtag wolle die Aufnahme einer Anleihe von 3 600000 Mark für
die Gewährung von Arbeitgeberzuschüssen zum Bau von 41 Wohnungen für Beamte
und Angestellte der Provinzialverwaltung zu den bestmöglichen Bedingungen mit der
Maßgabe genehmigen,daß diese Summe mit 3"/« getilgt wird."

Ich fasse es so auf, daß diese Bauten Eigentum der Provinz bleiben sollen und nicht
Eigentum der Gemeinden weiden, wie der kommunistischeAntrag es wünscht. (Zuruf: Nein, sie
sollen nicht Eigentum der Provinz werden!) Nichtig, der Genossenschaften, aber nicht der Gemeinden;
der kommunistische Antrag will, daß sie Eigentum der Gemeinden werden. Insofern ist dieser
Antrag eine Abänderung des Antrages des Provinzialausfchusses. Ich würde also über diesen
Abänderungsantrag zunächst abstimmenlassen.

Er geht dahin, daß die Wohnungen in das Eigentum der Gemeinden übergehen sollen
und die Provinz das- ausschließliche Nutzungsrechthat und daß die Ausführung der Wohnungs¬
bauten und deren Bewirtschaftungden Gemeinden, in denen die Wohnungen errichtet werden, über¬
tragen werden soll und daß diese die Bauarbeiten durch eigene Fachkräfte auszuführen haben. Ich
bitte diejenigen, die für diesen Abänderungsantrag grundlegenderNatur der Kommunistischen Fraktion
sind, sich zu erheben.

Abgeordneter Dr. Adenauer (zur Geschäftsordnung): Es ist mir fehr zweifelhaft, ob
wir über diesen Antrag zunächst abstimmenkönnen. Wir müssen doch zuerst über den Prinzipal¬
antrag abstimmen,wenigstensüber den Teil des Antrages des Provinzialausfchusses,der den Bau
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von Häusern vorsieht, oder die Herren von der Linken müssen den Antrag etwas anders fassen;
aber so schwebt der Antrag doch vollständig in der Luft.

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich kann ihn nur als einen Abiinderungsantrag zu der Vor¬
lage des Provinzialausschusses auffassen, und insoforn muß ich über diesen Abünderungsantrag
zunächst abstimmen lassen. Der Sache nach wäre es selbstverständlichrichtig, über den grund¬
legenden Antrag zunächst abzustimmen. Wenn aber die Auffassung richtig ist, daß in diesem Antrage
ein Abünderungsantrag zu dem Hauptantrage enthalten ist, der auch noch weiter geht, dann müssen
wir über den Abünderungsantrag nach parlamentarischemBrauch zunächst abstimmen. Wenn Sie
diesem Vorschlagefolgen, fo bitte ich zunächst über den Abünderungsantrag der Kommunistischen
Fraktion, den ich eben verlesen habe, abzustimmen. Ich bitte diejenigen, die dafür sind, sich zu
erheben. Ich bitte um die Gegenprobe. (Zuruf: Ist nicht notig!) Es können Stimmenthaltungen
vorliegen, ich gehe immer den sicheren Weg. — Der Antrag ist abgelehnt.

Ich lasse nunmehr über den Antrag des Provinzialausschussesabstimmen. (Abgeordneter
Eberle: Da ist noch der Antrag der S. P. D.!) Das ist ein Zusatzantrag zu dem Antrage des
Provinzialausschusses; der grundlegende Antrag des Provinzialausschusses liegt nunmehr ohne
Abllnderungsanträge, nur noch mit Zusatzanträgen, vor. Ich bitte diejenigenHerrschaften, die für
den Antrag des Provinzialausschussessind, sich zu erheben.— Das ist, glaube ich, einstimmig.

Ich lasse nun über den Zusatzantrag der S. P. D. abstimmen,und zwar in zwei Teilen.
Die beiden ersten Sätze sind nicht angefochten worden. Del letzte Satz hat einen Abünderungsantrag
der Zentrumsfraktion zur Folge gehabt. Ich bitte diejenigen, die für die beiden ersten Sätze,
welche ich noch einmal verlesen werde, sind, sich zu erheben. (Es folgt nochmaligeVerlesung.)
Das ist die große Mehrheit.

Ich lasse nun über den letzten Satz dieses Zusatzantrag.esabstimmen, welcher lautet: „Zu
den Feststellungen in der Verwaltung und den einzelnen Anstalten sind die Betriebsräte und
Beamtenllusschüssezuzuziehen." — Der Antrag ist abgelehnt.

Ich bitte nunmehr über den Antrag der Zentrumsfraktion abzustimmen: „Der Provinzial-
ausschuß soll entscheiden, ob hierbei die Betriebsräte und Beamtenausschüsfe mitwirken sollen." Wer
dafür ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Das ist die große Mehrheit.

Ich lasse nunmehr über den Antrag der Kommunistischen Fraktion abstimmen, welcher lautet:
„Der Provinzillllandtag wolle beschließen:

1. Für die Vergebung der Ausführung von Wohnungsbauten fowie für die Verteilung der
Wohnungen wird eine Kommissiongebildet. Diese Kommission besteht aus:

a) den Betriebsräten der Angestelltenund Beamten,
v) aus je einem Vertreter der Provinziallandtagsfraktionen".

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Das ist die Minderheit.
Ich bitte um die Gegenprobe.— Der Antrag ist gefallen.

Ich lasse weiter abstimmen über den Antrag des Herrn Abgeordneten Wühler, welcher lautet:
„Falls bei Ausführung des Bauprogramms Kostenüberschreitungenunvermeidlichwerden,

ist der Provinzialausschuß berechtigt, die erforderlichenMittel zur Verfügung zu stellen, und hat
dem nächsten Provinzillllandtag Bericht hierüber zu erstatten." Wer hierfür ist, den bitte ich, sich
zu erheben, — Das ist die Mehrheit.

Endlich liegt noch ein Antrag der Zentrumsfraktion vor:
„Der Provinzialausfchuß soll dem nächsten Provinzillllandtag eine Vorlage machen,durch

die unter denselben Voraussetzungenwie bei dem heutigen Beschlusse weitere Mittel zum Bau von
5*
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Wohnungen für Beamte und Angestellte in den Provinzialanstalten bereitgestelltwerden." Wer
für diesen Antrag ist, den bitte ich, sich zu erheben. — Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Damit ist dieser Gegenstandder Tagesordnung erledigt.
Ich habe nunmehr dem Herrn Landtagskommissarmitzuteilen, daß die Geschäfte der dies¬

maligen Tagung des Provinziallandtags erledigt sind.
Oberpräsident von Groote: Sehr geehrte Damen und Herren! Trotz seiner kurzen

Dauer hat auch der 62. Provinziallandtag der Rheinprovinz Beschlüsse gefaßt, welche für die
Verwaltung der Provinz von großer Bedeutung find. Sie werden durch Erhöhung der Pflegesätze
in den Provinzialanstalten für die schwierige Finanzlage der Provinz eine merkbareErleichterung
ermöglichenund die Bemühungen der Verwaltung zur Behebung der Wohnungsnot ihrer Beamten
und Angestelltenerfolgreichunterstützen.

Mit ganz besondererFreude begrüße ich die von Ihnen vollzogeneWahl eines neuen
Landeshauptmanns. Dem von Ihrem Vertrauen in dieses wichtigste Amt der Provinzialverwaltung
berufenen Herrn Dr. Horion fpreche ich meinen herzlichstenGlückwunsch aus. (Bravo!) Wenn
ich der festen Zuversicht Ausdruckgebe, daß seinem Wirken in dem neuen Amt zum Segen unserer
rheinischenHeimat ein reicher Erfolg beschicken sein wird, so gründet sich diese Zuversicht nicht
zuletzt auf die Tatsache, daß Herr Horion sich bereits seit einer langen Reihe von Jahren an
hervorragender Stelle im Dienste der Provinz bewährt hat.

Im Auftrage der Preußischen Staatsregierung erkläre ich den 62. Provinziallandtag der
Rheinprovinz für geschlossen.

Abgeordneter Esser-Euskirchen: Meine Damen und Herren! Ich spreche wohl allen
Mitgliedern des Hauses aus dem Herzen, wenn ich zum Schlüsse unserer Tagung unserem neu¬
gewählten Vorsitzendendes Provinziallandtages, Herrn OberbürgermeisterIarres, den Dank und
die Anerkennungfür die Art, wie er die heutigen Verhandlungen geführt hat, ausspreche. (Lauter
Beifall). Er hat insbesonderedurch die schwierige Abstimmung, die wir jetzt hinter uns haben,
den Befähigungsnachweis für sein Amt voll erbracht. (Heiterkeit). Ich gebe der Hoffnung
Ausdruck, daß wir recht lange unter seiner Leitung zum Wohle unserer schönen Provinz arbeiten werden.

VorsitzenderDr. Iarres: Meine Damen und Herren! Ich danke für diese freund¬
lichen Worte und das liebenswürdigeAttest, das mir dabei ausgestellt wordeu ist.

Meine Damen und Herren! Die Tagung, die hinter uus liegt, war kurz, aber, wie der
Herr Landtagskommifsarschon ausgeführt hat, von großer Bedeutung, nicht nur deshalb, weil die
Provinzialverwaltung in der Perfon des neuen Landeshauptmanns wieder eineu Mann unseres
Vertrauens an die Spitze gestellt sieht, sondern auch deshalb — das möchte ich hier besonders
betonen —, weil meiner Ueberzeugungnach nuumehr eine Verständigung herbeigeführt ist, die ein
reibungsloses und entgegenkommendes Verhalten und Verhandeln unter den verschiedenen Gruppen
unseres Landtages und damit der Provinzialvertretuug ermöglicht. (Bravo!) Ich begrüße das
mit besondererGenugtuung und erhoffe daraus viel für die Arbeit in unserer Selbstverwaltung.

Wir werden uns nur auf kurze Zeit zu trennen haben. Jeder von uns geht wieder an
feine Arbeit, und jeder von uns nimmt mit sich hinaus in den Werktag die Verpflichtung, in
dieser Notzeit unseres Vaterlandes auf seinem Posten zu stehen. Ich hoffe, daß wir uns in kurzer
Zeit gesund und gerüstet zu neuen Taten hier wieder einfinden mögen. Möchten dann freund¬
lichere Sterne über unserer Provinz und über unserem Vaterlande leuchten!

(Schluß 6 Uhr 15 Minuten).
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